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Sozialiſierung 


Als während der Revolution die Forderung 
nach Sozialiſierung der deutſchen Wirtſchaft 
ſich mit elementarer Gewalt geltend machte, 
ſtand eine Zeitlang die Sozialiſierung der 
Banken beſonders im Vordergrund. Hier be- 
ſtand zunächſt genau ſo wenig wie bei Berg 
werken ein Zweifel über die Form, in der die 
Sozialiſierung zu vollziehen ſei. Während bei 
den verſchiedenen Induſtriezweigen die man⸗ 
nigfachſten Formen der Sozialiſierung befür⸗ 
wortet und bekämpft wurden, ſchien bei Berg- 
werken und Banken der Sozialiſierungszweck 
am einfachſten auf dem Wege der Verſtaat⸗ 
lichung erreicht. Wenn man die Banken ver- 
ſtaatlichte, jo gewann man dadurch die 
hohen Profite der Bankinſtitute für den 
Säckel der Allgemeinheit. Außerdem war 
das Syſtem der Staatsbank an ſich durchaus 
nichts neues. Es galt als erwieſen, daß 


der Staat Bankgeſchäfte betreiben könne. 
Man hatte mithin nicht nötig, auf 
dieſem Gebiete erſt noch gefährliche und 


koſtſpielige Experimente zu machen. Unbe⸗ 
ſtreitbar war an ſolchen Betrachtungen die 
Konſtatierung der Tatſache, daß durch die vor⸗ 
handenen Staatsbanken die Fähigkeit des 
Staates, Bankgeſchäfte zu betreiben, erwieſen 
war. Man konnte mit dieſer Beweisführung 
ſogar noch viel weiter gehen: Es gibt kaum 
einen Gewerbezweig, deſſen Geſchichte in ähn⸗ 
licher Weiſe wie das Bankgeſchäft von An⸗ 
beginn an mit der Tätigkeit des Staates ver⸗ 
knüpft geweſen iſt. Schon die Uranfänge der 
Banken weiſen auf öffentliche Inſtitute hin, 
die nachweisbar z. B. in Babylon beſtanden. 
Zum Ueberfluß wurde von den Befürwortern 
der Bankenſozialiſierung noch darauf hinge⸗ 
wieſen, daß jede Großbank heute bereits einen 
bureaukratiſierten Apparat darſtelle, der meiſt 
von einem Kollegium nach beſtimmten feſt⸗ 
ſtehenden Richtlinien geleitet werde, und 
infolgedeſſen kaum noch eine Verände⸗ 
rung erfahre, wenn an Stelle des Bank⸗ 


der Banken. 


kapitals, falls man die Aktien nicht direkt 
in den Beſitz des Staates übergehen laſſen 
wolle, die Garantie des Staatskredits trete, 
oder wenn unter Beibehaltung der privatwirt⸗ 
ſchaftlichen Form, ähnlich wie bei der Reihs- 
bank, die Leitung auf den Staat übergeht, und 
die Länder oder das Reich ſich Anteile am 
Bankgewinn ausbedingen. Während aber auf 
die Diskuſſion dieſer Frage viel zu großes Ge⸗ 
wicht gelegt wurde, geriet die viel wichtigere 
Frage ins Hintertreffen, ob die Verſtaat⸗ 
lichung überhaupt, oder welche Formen und 
Zwiſchenformen der Verſtaatlichung zweck⸗ 
mäßig ſeien. Ganz vernachläſſigt wurde be⸗ 
ſonders die Erörterung darüber, ob denn Ver⸗ 
ſtaatlichung und Sozialiſierung überhaupt 
identiſch ſeien. Das trifft zu, wenn man 
unter Sozialiſierung lediglich die Ueber⸗ 
führung eines Betriebes oder Gewerbe⸗ 
zweiges in die öffentliche Hand verſteht. 
Unter dieſem Geſichtswinlel bedeutet die 
Verſtaatlichung mindeſtens eine Form der 
Vollſozialiſierung, ſogar dann, wenn man 
unter Verſtaatlichung in weiterem Sinne auch 
die Kommunaliſierung verſteht, die Form der 
Vollſozialiſierung ſchlechthin. Aber dann wäre 
das Wort Sozialiſierung nur eine andere 
Bezeichnung für den Begriff der Ver⸗ 
ſtaatlichung, und man könnte ſogar weiter 
daraus folgern, daß die Verwirklichung 
des Sozialismus gar nichts anderes be- 
deute, als die Erfüllung der Ideale jenes 
Staatsſozialismus, der in den letzten Jahr- 
zehnten in Deutſchland nicht nur gefordert 
und begeiſtert gepredigt, ſondern in den man⸗ 
nigfachſten Formen auch bereits durchgeführt 
war. Jedoch ſo wenig, wie Sozialismus mit 
Staatsſozialismus identiſch iſt, erſchöpft ſich 
der Begriff der Sozialiſierung in der Verſtaat⸗ 
lichung. Freilich, ſelbſt für viele Sozialiſten 
gilt heute noch der Sozialismus in erſter 
Linie als ein Verteilungsproblem, und in Ver⸗ 
folg dieſer Anſchauung bewegen ſie ſich in 
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dem gleichen engen Kreis wie die Staats⸗ 
ſozialiſten, die lediglich den Ertrag ge- 
wiſſer Unternehmungsreihen der Allge⸗ 
meinheit zuzuführen trachten. Das ge⸗ 
ſchieht allerdings reſtlos durch die Ver⸗ 
ſtaatlichung. Wenn das das Weſen der Sozia⸗ 
liſierung darſtellte, ſo wäre es eigentlich ganz 
überflüſſig geweſen, das ohnehin nicht ſehr 
ſchöne Wort Sozialiſierung zu erfinden, wo 
man doch das ſchöne deutſche Wort Verſtaat⸗ 
lichung hat. Aber Sozialiſierung bedeutet 
eben viel mehr. Erſt in zweiter Linie ſteht 
nämlich in der ſozialiſtiſchen Problematik die 
Ueberführung der Gewinne auf die Allgemein⸗ 
heit. Sie iſt auch nicht der Grund für die 
Notwendigkeit der Umwandlung der Unter- 
nehmungen in andere Organiſationsformen. 
Vielmehr verlangt der Sozialismus die Wahl 
der Organiſationsform nach dem Geſichtspunkt 
der Entfaltungsmöglichkeit höchſter Produkti⸗ 
vität. Nicht allein der Gewinn, ſondern in 
erſter Linie die Produktivkraft des Unterneh⸗ 
mens ſoll in den Dienſt der Allgemeinheit 
geſtellt werden, weil es dem Sozialismus gilt, 
die möglichſt hohe Vervollkommnung der ge- 
ſellſchaftlichen Arbeit zu erreichen. Soziali⸗ 
ſierung der Banken iſt infolgedeſſen mehr und 
anderes als Verſtaatlichung. Und es iſt des⸗ 
halb vielleicht richtiger, als von einer Soziali⸗ 
ſierung der Banken, von einer Sozialiſierung 
des Bankgeſchäfts zu ſprechen. 

Wenn mithin durch die Verſtaatlichung 
der Banken nichts anderes erreicht würde, als 
die Ueberführung der Gewinne, die in gleicher 
Höhe wie bisher erzielt werden, auf den Staat, 
ſo würde das ſicher keine wahre Sozialiſierung 
ſein. Ueberhaupt hat die Gewinnwirtſchaft 
der Banken an ſich mit dem Begriff der So⸗ 
zialiſierung gar nichts zu tun. Man faßt eben 
das Problem des Sozialismus viel zu eng 
an, wenn man als ein Objekt ein einzelnes 
Unternehmen, ja ſelbſt einen ganzen Gewerbe⸗ 
zweig anſieht. Es iſt ja gerade deshalb auch 
ein Unſinn, die jetzt jo ſehr beliebte Unter- 
ſcheidung zwiſchen zur Sozialiſierung reifen 
und zur Sozialiſierung noch nicht reifen Unter⸗ 
nehmungen zu machen. Denn das Objekt jeder 
Sozialiſierung kann nur die Volkswirtſchaft 
in ihrer Totalität ſein, und welche Rolle da⸗ 
bei den einzelnen Zweigen der Wirtſchaft zu⸗ 
fällt, und in welche Formen des Betriebs und 
der Verwaltungsorganiſation dieſe eingepaßt 
werden müſſen, das hängt jeweils von der 
Stellung ab, die dieſe einzelnen Gewerbe- 
zweige innerhalb der Geſamtwirtſchaft ein⸗ 
nehmen. 

Das Bankgewerbe iſt innerhalb der kapi⸗ 
taliſtiſchen Wirtſchaftsorganiſation ein Hilfs⸗ 
gewerbe. Vielleicht das wichtigſte, aber jeden⸗ 
falls nur ein Hilfsgewerbe, genau wie die 
Poſt, die Eiſenbahn und die Spedition. Es 


dient dazu, die anderen Gewerbe zu befruchten 
und ihnen durch das Mittel der Kreditzutei⸗ 
lung die Entfaltung der höchſten Produktivität 
zu ermöglichen. Nach den Geſetzen dieſer kapi⸗ 
taliſtiſchen Volkswirtſchaft von vorgeſtern ſtell⸗ 
ten ſich die einzelnen Unternehmen und die ein⸗ 
zelnen Unternehmungszweige gewiſſermaßen 
ſelbſttätig auf ihren geſellſchaftlichen Zweck 
ein. Ihr automatiſch wirkender Regulator war 
der Profit des einzelnen Unternehmers. Dieſer 
Grundſatz galt auch für das Bankgewerbe. Es 
wurde dabei als ſelbſtverſtändlich angenom⸗ 
men, daß der Bankunternehmer, um ſeinen 
Profit zu machen oder zu erhöhen, von ſelbſt 
geneigt war, ſo viel Kredit wie möglich in der 
Form, wie er am vorteilhafteſten unterzu⸗ 
bringen war, und zu ſolchen Bedin⸗ 
gungen zu gewähren, die feinen Ab- 
nehmern günſtig und begehrenswert er⸗ 
ſchienen. Es galt als ebenſo ſelbſtverſtändlich, 
daß der Bankunternehmer, um viel Kredit 
gewähren zu können, auch für die Entgegen⸗ 
nahme von Geldern die günſtigſten Bedin⸗ 
gungen ſtellte, ſo daß er damit für die rich⸗ 
tige Bewegung und Miſchung der Kapi⸗ 
talmengen im Lande ſorgte. Und enb- 
lich galt es als des Beweiſes nicht 
bedürftig, daß der Bankunternehmer, um 
ſeinen Kredit zu feſtigen, und damit auch 
ſeinen Profit dauernd zu geſtalten, auch für 
die Sicherheit ſeiner Anlagen und damit der 
ihm anvertrauten Gelder durch die Beach⸗ 
tung der Geſetze der Solidität und der Liqui⸗ 
dität von ſich aus fon am beſten ſorgte. 
Mit einem Wort: Man identifizierte das für 
den einzelnen Unternehmer privatwirtſchaft⸗ 
lich vorteilhafteſte ohne weiteres mit 
der beſten Sorge für das volkswirt⸗ 
ſchaftlich vorteilhafteſte. Nun iſt das 
innerhalb gewiſſer Entwicklungsgrenzen 
auch tatſächlich richtig geweſen. Die deutſchen 
Univerſalbanken haben wie kaum eine andere 
Inſtitution im kapitaliſtiſchen Deutſchland, 
geradezu vervorragendes für die kapitaliſtiſche 
Befruchtung des an ſich urſprünglich kapital⸗ 
armen Landes geleiſtet. Der wirtſchaftliche 
Aufſchwung Deutſchlands während der letzten 
Jahrzehnte kommt nicht zum mindeſten auf 
die Rechnung der deutſchen Großbanken, und 
gerade die ſo geſchmähten und angegriffenen 
Gründungsgeſchäfte der Inſtitute haben dieſe 
Wirkung am ſichtbarſten hervorgebracht. Aber 
auf der anderen Seite war es auch ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß gerade dieſe kapitaliſtiſche In⸗ 
ſtitution der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft die⸗ 
jenige Eigenſchaft am vollendetſten zeigte, die 
für die kapitaliſtiſche Produktionsmethode ſo 
beſonders charakteriſtiſch iſt: Die Emanzipa⸗ 
tion der Hilfsgewerbe von ihren Hilfszwecken. 
Das Bankgeſchäft iſt von der einzel⸗ 
nen Unternehmung mehr und mehr als 
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Selbſtzweck betrachtet worden. Alle Kau⸗ 
telen, mit denen vorſichtigerweiſe das 
Bankgeſchäft ſich umgab, dienten letzten 


Endes nur der Erzielung und Sicherung 
des Profites. Die Richtung, nach der die 
Kapitalien verwandt wurden, und die Beauf⸗ 
ſichtigung dieſer Verwendung bei den Kredit- 
nehmern, geſchah ebenſo immer mehr 
lediglich unter dem privatwirtſchaftlichen 
Geſichtswinkel der Bankunternehmer. Das 


Kapital kam nicht mehr dahin, wo 
es im Intereſſe der Geſamtwirtſchaft 
am notwendigſten war, ſondern Dori- 


hin, wo es ſich am beſten und am leich⸗ 
teſten rentierte. Das war relativ gleichgültig, 
ſolange wie Kapital in Deutſchland im Ueber⸗ 
fluſſe vorhanden und wie die Geſamtprodukti⸗ 
vität der Volkswirtſchaft genügte, um vor 
dem Kriege ein 60-Millionenvolk zu ernähren. 
Die Unterſuchung aber, ob wirklich noch der 
reine Profitzweck der Privatbankwirtſchaft 
auch der volkswirtſchaftlichen Wohlfahrt ent⸗ 
ſpricht, erhält in dem Augenblick eine beſon⸗ 
dere Bedeutung, wo es gilt „die deutſche 
Volkswirtſchaft nach dem Zuſammenbruch des 
Krieges neu aufzubauen, und wo alle Pro⸗ 
duktivkräfte der Nation gleichmäßig auch der 
Kapitalfürſorge teilhaftig werden müſſen. 
An dieſem Punkt muß eben wieder ein⸗ 
mal von neuem daran erinnert werden, daß 
das Bankgeſchäft eine der wichtigſten Diener⸗ 
rollen in der Geſamtwirtſchaft darſtellt, und 
daß zur Ausfüllung dieſer Rolle der auto⸗ 
matiſche Profitregulator von früher nicht ohne 
weiteres genügt. Bisher kontrollierte zwar, 
wie ſchon angedeutet, in vielen Fällen die 
Bank bereits, wie der von ihr gewährte Kredit 
verwendet wurde, aber dieſe Kontrolle er- 
ſtreckte ſich im weſentlichſten nur darauf, ob 
die Verwendungsart die Sicherheit des Kredit⸗ 
gebers nicht gefährdete. Dagegen war es im 
Durchſchnitt der Fälle der Bankleitung ganz 


gleichgültig, ob ſie den Kredit an einen 
Gewerbezweig oder einem Unternehmen 
gewährte, die mit dem ſo gewonnene 


Kapital vielleicht ganz überflüſſige Dinge 
herſtellten, oder ohne jede Förderung 
der geſellſchaftlichen Produktivität arbei⸗ 
teten. Für die Sozialiſierung der Banken iſt 
daher die Form der Bankunternehmung an ſich 
ganz gleichgültig. Dagegen iſt für ſie um ſo 
wichtiger die Sorge um die Verwendung der 
Bankkapitalien ſeitens der Bank und ſeitens 
der Kreditnehmer. Daraus ergeben ſich auch 
für die Formen der Sozialiſierung ganz be⸗ 
ſtimmte Forderungen. Wie bei jeder wirklich 
vergeiſtigten Sozialiſierung, kommt es zu⸗ 
nächſt darauf an, den auch in Zukunft wichtigen 
Faktor der Privatinitiative des Unternehmers 
und ſeines Privatintereſſes am Profit nicht 
auszuſchalten, denn dieſen Regulator kann 


auch das Bankgewerbe in keiner Wirtſchaftsart 
entbehren. Aber es kommt eben darauf an, für 
das Streben nach Profit und für das Einſetzen 
der Privatinitiative nur ſolche Wege offen zu 
laſſen, die gewiſſermaßen automatiſch zur 
Steigerung der Produktivität der Geſamt⸗ 
wirtſchaft führen und außerdem den Profit 
in einer ſo beweglichen Weiſe begrenzen, 
daß ſeine Erhöhung zwar möglich, aber 
nur dann möglich wird, wenn mit der 
Vergrößerung der Profitſumme auch 
gleichzeitig eine Steigerung der Pro⸗ 
duktivität erzielt wird. Infolgedeſſen werden 
die bisher fon beſtehenden Grundſätze der 
öffentlichen Bankkontrolle erweitert werden 
müſſen, die die Anlage der Depoſiten⸗ 
gelder ſo beaufſichtigen, daß durch ſie, die 
Aufgaben der Geldzirkulation nicht erſchwert 
und keine unzuläſſige Vermengung von Geld⸗ 
und Kapitalmarkt herbeigeführt wird. Es wer⸗ 
den ferner alle Momente auszuſchalten ſein, 
die auf eine übermäßige Verteuerung des 
Kredits hinzielen. Im großen und ganzen 
wird man auch hier wie bei den übrigen Ge⸗ 
werbezweigen zu fordern haben, daß das 
Bankgewerbe in ſeiner Geſamtheit zu einem 
großen Selbſtverwaltungskörper zuſammen⸗ 
geſchloſſen wird, deſſen Leitung rationali⸗ 
ſierende Dispoſitionsbefugnis ausübt. Die 
Vielheit der Bankinſtitute wirkt heute zweifel⸗ 
los Unkoſten verteuernd. Daß in den Berliner 
Straßen dicht beieinander Depoſitenkaſſen der 
verſchiedenſten Bankinſtitute teuer zur Miete 
wohnen, daß fie ein vielfaches des bei ra- 
tioneller Zuſammenarbeit Nötigen, an Per⸗ 
ſonal unterheklten, ift geſamtwirtſchaftlich eine 
Ueberbelaſtung, die in keinem Verhältnis zu 
den dadurch bedingten volkswirtſchaftlichen 
Vorteilen ſteht. Denn ſelbſt die Konkurrenz 
der Banken untereinander, die man ſo hoch 
preiſt, und die jetzt ſchon dazu geführt hat, 
daß in dünn bevölkerten Städten ſich zwei, 
drei oder mehr Banken gegenſeitig die Kund⸗ 
ſchaft abjagen, iſt volkswirtſchaftlich ein 
Nachteil, aber kein Vorteil. Denn dieſe Kon⸗ 
kurrenz führt letzten Endes dazu, in 
einzelne Unternehmungen Kredite hinein⸗ 
zupreſſen, die an anderen Stellen beſſer 
verwandt werden können. Denn das veramte 
Deutſchland kann es ſich jetzt nicht mehr leiſten, 
daß ſeine Fabriken alle möglichen Güter 
lediglich nach der Maßgabe des zufällig zur 
Verfügung ſtehenden Kapitals herſtellen, ſon⸗ 
dern die Verwendung des Kapitals muß 
darauf geprüft werden, ob die Produktion, 
der dieſes Kapital dienſtbar gemacht wird, 
auch noch volkswirtſchaftlich erwünſcht iſt. 
Die gewiſſe Beteiligung des Staates an 
dem Ertrag der Bankwirtſchaft kann nicht 
in der Form der Gewinnabgabe des ein⸗ 
zelnen Inſtituts gegoſſen werden, ſon⸗ 


Tore 


dern jie muß ebenfalls an die Selbjtver- 
waltungskörper des Bankgewerbes anknüpfen. 
Wie im Plutus ſchon dauernd gefordert 
iſt, müſſen dieſe Selbſtverwaltungskörper 
auch die Hauptſteuerträger der Zukunft 
werden. Die Ueberſpannung des Syſtems der 
direkten Beſteuerung in der bisherigen Form 
iſt nicht aufrechtzuerhalten. Die aufzubrin- 
genden Steuerſummen müſſen als Pauſchale 
nach Maßgabe der Leiſtungsfähigkeit der zu⸗ 
ſammengeſchloſſenen Gewerbezweige als 
Leiſtung mit Solidarhaft den Wirtſchafts⸗ 
köpern der Gewerbezweige auferlegt werden. 
Dieſe Steuerbelaſtung wird für jeden Ge- 
werbezweig ſehr groß ſein. Er wird deſſen 
Rente erheblich ſchmälern. Er wird die Ten⸗ 
denz wachrufen, die Betriebsrente über das 
Mindeſtmaß zu erhöhen. Und es wird nun 
die Aufgabe des Geſetzgebers fein, die Bor- 
ſchriften für die einzelnen Gewerbe ſo zu 
erlaſſen, daß dieſe Erhöhung nur durch in⸗ 
tenſivſte Arbeit und rationellſte Betriebs- 
methoden erreicht werden kann, und daß ſo 
eben jede Erhöhung der Rente über das Min- 
deſtmaß parallel geht mit dem Nutzen, den 
der betreffende Gewerbezweig ſtiftet. 

Eine wirklich ſoziale Volkswirtſchaft 
würde unter den heutigen Verhältniſſen vor 
allem zur Vorausſetzung haben, eine außer⸗ 
ordentliche Spezialiſierung des Bankkredits. 
Dieſe Spezialiſierung des Kredits iſt durch 
die Entwicklung des Großbankenſyſtems auf- 


gehalten worden oder hat ſich doch 
nur in ganz beſtimmten engen Gren— 
zen vollzogen. Selbſt die Lokalbanken, 


die vielfach zu dem Zwecke gegründet wurden, 
den Kreditbedürfniſſen des kleinen und mitt⸗ 
leren Gewerbes in eng umgrenzten Ortsbe⸗ 
zirken zu dienen, find vielfach über diefe Gren- 
zen hinausgegangen und zur ſchlechten und 
riskanten Nachahmung der größeren Banf- 
inſtitute geworden. So ſegensreich auf der 
einen Seite das Großbankenſyſtem gewirkt hat, 
es ſcheint, daß ihm im ſozialen Wirtſchafts⸗ 
ſtaat eine Ergänzung zur Seite treten muß. 
Nicht durch neue Bankgründungen, ſondern 
durch eine Erweiterung des genoſſenſchaft⸗ 
lichen Prinzips, das bisher ja ſchon mit Er⸗ 
folg vielfach gerade für den lokalen Kredit 
angewandt iſt, deſſen Ausweitung aber in 
dem Wirtſchaftsſyſtem der Zukunft eine ganz 
beſondere Bedeutung beſchieden ſein dürfte. 
Dieſer Form der Sozialiſierung widmete der 
alte Vorkämpfer der Genoſſenſchaftsidee, 
der Profeſſor Dr. Johannes Friedrich Schär, 
ſoeben eine beſondere Betrachtung. Schär, 
der nach feiner Penſionierung als Proa 
feſſor an der Berliner Handelshoch⸗ 
ſchule, als Neſtor deutſchen Handels- 


wiſſenſchaftler ſich nach Baſel als 
Ruheſitz zurückgezogen hat, gibt ſoeben 
ſein bekanntes Buch über: „Die Bank im 
Dienſte des Kaufmanns“ in dritter Auflage 
heraus. In der Vorrede zu dieſem Buch ſchreibt 
er: „Es ſchwebt mir eine einheitlich organi⸗ 
fierte über das Reich ſyſtematiſch lokaliſierte 
und gleichzeitig zentraliſierte Volksbank auf 
genoſſenſchaftlicher Grundlage vor, mit einem 
von der Staatsgewalt unabhängigen Selbſt⸗ 
verwaltungskörper . . .. ich würde fo weit 
gehen, daß jeder Deutſche ... mit dem ziwan- 
zigſten Lebensjahre kraft des Geſetzes Mit⸗ 
glied dieſer Volksbank würde, mit der Ber- 
pflichtung ſeines genoſſenſchaftlichen Anteils, 
Grundbedingung wäre, ferner, daß dieſe alle 
ſtimmbefähigten Deutſchen fih in Abtei- 
lungen gliedern würde, für Handel und 
Induſtrie, für Landwirtſchaft, für Darlehen 
auf Unterpfand (Hypotheken), für Klein⸗ 
gewerbe und Private und Arbeiter (Spar- 
und Leihbank)“. 


Dieſer Plan erſcheint zunächſt als eine 
Utopie, aber es liegt in ihm ein geſunder Kern, 
jobald man die Schürſche Idee umdenkt, und 
ſtatt von oben nach unten zu bauen, den 
Bau von unten herauf anfängt, auf- 
zuführen. Die Kommune, die an ſich 
die natürliche Konſumgenoſſenſchnft ift, ſcheint 
auch die gegebene Kreditgenoſſenſchaft der 
Staatsbürger zu ſein. Es ließe ſich ſehr 
wohl der Gedanke realiſieren, die jämt- 
lichen Stadtbürger genoſſenſchaftlick' in einer 
Weiſe zu verbinden, die es ermöglicht, 
diejenigen lokalen Kreditbedürfniſſe zu 
befriedigen, die der individueller: Pflege 
und Ueberwachung bedürfen. Man braucht nur 
an eine Erweiterung etwa auf der Baſis der 
Zwangsmitgliedſchaft der beſtehendckn ſtädti⸗ 
ſchen Sparkaſſen derart zu denken, peh diefe 
Kaſſen zunächſt die Geldmittel bereitzuſtellen 
haben, die für die zukünftige Stadtwirctſchaft 
in den monopoliſierten Lebensmittelbeckrieben, 
in Bäckereien und Schlächtereien, notwendig 
find, und daß fie mehr noch als bislaer in 
privatwirtſchaftlicher Verwaltung von der 
ſtädtiſchen getrennt, dem individuellen Léredit⸗ 
bedürfniſſe der von den Großbanken ni? „el“ 
faßten Stadtbürger nach Maßgabe derifféro⸗ 
duktivität der Geſamtwirtſchaft entgegen fóu- 
kommen haben. Dieſe ſtädtiſchen Geno en- 
ſchaften, hätten ſich landſchafts- und Länirer- 
weiſe zu Generalgenoſſenſchaften zuſamme nn 
zuſchließen, über denen dann als Schlußetein 
die Reichsgenoſſenſchaft mit allgemeiner“ Vtr- 
zentrale thronen könnte. Es ſteckt in drieſem 
Gedanken ein lebensfähiger Keim, der itn der 
Zukunft ſo oder ſo verwirklicht werden we rd. 


R 


Ui 


— 177 — 


Internationale (Kaſſenſcheine. 


Vom Amtsrichter Dr. A. Cohen⸗Hamburg. 


Eine große Valuta Anleihe für Deutſchland halte ich, wie die Leſer des 
„Plutus“ wiſſen, nicht in dem Maße entſcheidend für den Wiederaufbau, wie der 


folgende Artikel. 


Trotzdem iſt der 


Vorſchlag zur praktiſchen Durchführung einer 
2 


ſolchen internationalen Anleihe zweifellos beachtenswert. G. 


„Die Welt eilt dem Chaos entgegen und merkt 
es nicht“, fo beginnt ein „Die Todesgefahr des Kon⸗ 
tinents“ überſchriebener Artikel in der „Frankf. 
Ztg.“ vom 30. Januar d. J. Es ſcheint nun aber 
doch, daß ſie es gemerkt hat. Man will Deutſchland 
bei der wirtſchaftlichen Wiederaufrichtung helfen, in 
der Erkenntnis, daß Gläubigerſtaat und Schuldner- 
itaat eng — ja auf Gedeih und Verderb eng zu- 
ſammengekoppelt ſind. 


In der Tat, es iſt immer ſo: Kommt ein 
Schuldner zu Geld, ſo geht es dem Gläubiger gut; 
von der Bonität des Schuldners hängt die wirt⸗ 
ſchaftliche Exiſtenz des Gläubigers ab. Wenn jemand 
eine Million im Vermögen hat und dieſe Willion 
ſchuldet ihm Votſchild, jo find feine Vermögens⸗ 
verhältniſſe gut, ſchuldet ihm dieſe Million dagegen 
ein Bankerotteur, ſo iſt er ein Habenichts. Für⸗ 
wahr eine Erkenntnis, die nicht allzu ſchwer zu 
erringen iſt, und zu dieſer Erkenntnis hat ſich ſchein⸗ 
bar auch der Oberſte Rat in langen Konferenzen und 
vielleicht im Widerſtreben der Macht, die es am 
meiſten angeht, durchgerungen. 


Nach dem Entſchluß, daß geholfen werde, er- 
hebt ſich die Frage, wie zu helfen iſt und wer helfen 
ſoll. Wirtſchaftlich beantwortet ſich die letztere Frage 
einfach: alle die es wirtſchaftlich angeht. Und wirt⸗ 
ſchaftlich geht es die Neutralen faſt ebenſo an 
wenn auch von anderen Geſichtspunkten aus — wie 
die bisher feindlichen Staaten. Es iſt für alle 
Länder, ſoweit fie Nohſtoffe produzieren und expor⸗ 
tieren, von eminenter Bedeutung, daß nicht ein 
großer Teil Europas vom Konſum ausgeſchloſſen 
bleibt, als nicht konſumfähig, weil nicht zahlungs⸗ 
fähig. Das muß in abſehbarer Zeit zu einer Handels⸗ 
kriſis von ungeahntem Umfang führen. Denn in 
der Welt wachſen, auf die Volkswirtſchaft eingeſtellt, 
die Rohprodukte nach. Sie werden, ſobald der Ab- 
ſatz ſich zu verringern beginnt, aufgeſtapelt und 
zu Lager gebracht, ſie füllen Lagerhäuſer und 
Speicher, daß kein Platz mehr iſt, und immer weiter 
wachſen ſie nach und drängen nach Abſatz — un⸗ 
erbittlich. Der Beiſpiele gibt es ſchon jetzt. 


Dieſe durch den Stand der Valuten der unter⸗ 
legenen Völker gegebenen Verhältniſſe ſind ſicher⸗ 
lich den leitenden Staatsmännern nicht unverborgen 
geblieben. Auch nicht in Amerika. Wenn Amerika 
ſich bisher abſeits hält, beizutragen zu der Wieder⸗ 
aufrichtung der deutſchen Wirtſchaft, ſo ſind hierfür 
wohl neben wirtſchaftlichen Erwägungen in Rüd- 
ſicht auf die amerikaniſche Induſtrie in erſter Linie 
politiſche Gründe gar nicht einmal deutſchfeindlicher 
Art maßgebend. 


Zur Wiederaufrichtung der deutſchen MWirtſchaft 
iſt ein Zuſammenwirken Deutſchlands und der bis⸗ 
her feindlichen und der neutralen Staaten notwendig. 
Dreierlei iſt hierzu erforderlich: Steigerung der 
Arbeit — unſer Heil liegt in exportierter Arbeit —, 
Schließung der Grenzen, Kredit. 

Ein gewährter offizieller Kredit kann in Deutſch⸗ 
land nutzbar gemacht werden zur Beſchaffung von 
Nahrungsmitteln und Rohſtoffen, oder aber zur 
Hebung der Valuta. Beides iſt für Deutſchland not⸗ 
wendig. Allein wenn ſich durch Kreditgewähr die 
Valuta Deutſchlands hebt und ſtabiliert wird, dann 
iſt privatwirtſchaftlicher Kredit gerade in Anbetracht 
der ſteigenden Nohſtoffmengen nicht allzu ſchwer 
zu erlangen; iſt er doch auch trotz der entſetzlich ent⸗ 
werteten Valuta gegeben — und man wußte wohl 
warum. Allerdings iſt für jede Kreditgewährung 
Worausſetzung, daß man der Ueberzeugung iſt, die 
deutſche Zahlungsbilanz — ſie iſt jetzt faſt gleich⸗ 
bedeutend mit Handelsbilanz — werde einmal wieder 
aktiv werden, denn eine dauernd und fortſchreitend 
paſſive Zahlungsbilanz bedeutet Bankerott. Aktiv 
aber kann unſere Zahlungsbilanz nur werden durch 
geſteigerte Arbeit, und wiederum iſt die Arbeit nur 
zu ſteigern, wenn wir Lebensmittel und genügende 
Rohſtoffe kaufen können. Wir können fie kaufen, 
ſobald unſere Valuta ſich einigermaßen normalen 
Verhältniſſen annähert. 

Die Möglichkeiten, die deutſche Valuta zu heben, 
ſind ſicherlich zahlreich. Es gilt den Weg zu finden, 
der den größtmöglichſten Nutzeffekt bei niedrigſten 
Koſten für Deutſchland und geringſtem Niſiko, aber 
wirtſchaftlichen Vorteil für die kreditgebenden 
Staaten ergibt. 

Ich nehme als Prämiſſe, daß die neutralen Staaten 
einſchließlich Amerikas zu einer ſolchen Hilfe bereit 
ſind, wobei es aber für die entwickelte Idee an ſich 
gleichgültig iſt, ob Amerika und Holland oder Eng⸗ 
land und Japan oder ſonſt eine Wacht als beteiligte 
Staaten auftreten. 

Der im folgenden entwickelte Gedanke iſt der 
einer reinen Valutaanleihe durch Ausgabe inter- 
nationaler Kaſſenſcheine. 

Die führenden Banken in den Vereinigten 
Staaten, Holland, Spanien, Schweiz, Schweden, 
Norwegen, Dänemark bilden in jedem Lande für 
ſich Konſortien, und dieſe Konſortien ſchließen ſich 
wieder zu einem internationalen, ſolidariſch haf⸗ 
tenden Konſortium zuſammen. Dieſes internatio- 
nale Konſortium gibt im Betrage von einer Milliarde 
Dollar internationale Kaſſenſcheine aus, und zwar 
übernimmt Amerika 60%, Holland 15%, Schweden, 
Norwegen, Dänemark, Spanien und die Schweiz 
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je 5%. Die Ausgabe erfolgt in drei Serien zu 330 
bzw. 340 Millionen Dollar. 

Die erſte Serie der internationalen Kaſſenſcheine 
in Höhe von 330 Millionen Dollar lautet das Stück 
auf 100 8 = 1200 %. Sie gelangt zur Ausgabe 
in der Zeit vom 1. Januar 1921 bis 31. März 1921. 
In jedem Lande werden beſondere Ausgabebanken 
bezeichnet, die bis zu dem Betrage des auf das 
betreffende Land entfallenden Anteils (alſo z. B. 
in Holland bis zum Betrage von 49,5 Willionen 
Dollar = 15%) diefe internationalen Kaſſenſcheine 
ausgeben. Die Ausgabe der Kaſſenſcheine erfolgt 
nur gegen Markzahlung, alſo für 1200 % ein 
Kaſſenſchein, lautend auf 100 $ oder 1200 A. Die 
Reichsbank und die ihr angeſchloſſenen Banken löſen 
jederzeit die Kaſſenſcheine zum Nennbetrag der Mark, 
aljo bei der Serie I zu 1200 % ein. Bis zum 
31. Dezember 1925 muß Deutſchland dieſe umlaufen- 
den internationalen Kaſſenſcheine aufgenommen 
haben. Soweit das nicht geſchehen iſt, ſind die 
Ausgabebanken verpflichtet, in der Zeit vom 
1. Januar 1926 bis 31. März 1926 nach Wahl des 
Inhabers dieſe Kaſſenſcheine einzulöſen in Mark 
oder in der Währung des Ausgabelandes, indem 
ein beſtimmter Stichtag von vornherein fixiert wird 
zur Feſtſtellung des Kurſes der Valuta des Ausgabe⸗ 
landes zum Dollarkurs. Nach Ablauf der Zeit ift 
nur noch Deutſchland (die Reichsbank) zur Ein⸗ 
löſung in Mark verpflichtet. 

Die Ausgabe der zweiten Serie in Höhe von 
330 Millionen Dollar erfolgt in der Zeit vom 
1. Januar bis 31. März 1922 in der gleichen Weiſe. 
Dieſe Kaſſenſcheine lauten auf 100 $ = 900 A. Man 
erhält aljo für 900 % einen internationalen Kaſſen⸗ 
ſchein, lautend auf 100 $ oder 900 M. Dieſe Kaſſen⸗ 
ſcheine haben eine Umlaufszeit von zehn Jahren 
und ſind dementſprechend einzulöſen in der Zeit 
vom 1. Februar bis 31. März 1932. Auch hier iſt 
Deutſchland verpflichtet, bis zum 31. Dezember 1931 
die Kaſſenſcheine aufzunehmen. Iſt das nicht ge⸗ 
ſchehen, fo tritt, wie oben ausgeführt, die Gin- 
löſungspflicht der Ausgabebanken ein. 


Die dritte Serie im Betrage von 340 Millionen 
Dollar gelangt am 1. Januar 1923 zur Ausgabe. 
Die Stücke lauten auf 100 $ — 600 , rückzahlbar 
nach 15 Jahren wie vorſtehend. 

Recht betrachtet, ſind dieſe internationalen 
Kaſſenſcheine Wechſel, ausgeſtellt vom Deutſchen 
Reich, akzeptiert von den Emiſſionsbanken mit einem 
Ziel von 5, 10 bzw. 15 Jahren. Sie werden im 
Handel diskontiert wie Wechſel. Ihr Kurs wird 
aber doch nicht allein durch den Diskont beſtimmt, 
ſondern vielmehr durch den Kurs der deutſchen Pa- 
luta. Aber auch bei alleiniger Berückſichtigung des 
Diskonts für den Kurs dieſer Kaſſenſcheine würde 
doch die Mark auf einen Stand von 15—20 % für 
den Dollar ſich heben. Daher wird jeder Ausländer, 
der MWarkguthaben hat, ſofort deutſche Kaſſenſcheine 
ſich zu verſchaffen ſuchen und fie gegen die gold- 
wertigen internationalen Kaſſenſcheine umtauſchen. 
Daß nicht auch deutſche Staatsangehörige in Deutſch⸗ 


land die Gelegenheit benutzen, ihr deutſches Geld 
umzutauſchen, dafür iſt Vorſorge getroffen durch 
das Geſetz gegen die Kapitalflucht. Die notwendige 
Folge und damit die Zweckerfüllung der Ausgabe 
dieſer internationalen Kaſſenſcheine iſt das Steigen 
der deutſchen Valuta. Daß die Steigerung fort- 
laufend iſt, dafür ſorgt die kontinuierliche Ausgabe 
in drei verſchiedenen Serien in ſteigender Bewertung 
der Mark. 


Aufgabe der deutſchen Regierung iſt es, ſofort 
mit der Aufſaugung der internationalen Kaſſen⸗ 
ſcheine zu beginnen. Das läßt ſich dadurch erreichen, 
daß bei den Ausfuhrgenehmigungen gewiſſe Bor- 
teile gewährt werden, wenn Zahlung in internatio- 
nalen Kaſſenſcheinen erfolgt und diefe bei der Reihs- 
bank eingelöſt werden. Steigt der Markkurs im Hin⸗ 
blick auf die Ausgabe der weiteren Serien über die 
Parität der Serie I, fo ſtrömen von ſelbſt die 
Kaſſenſcheine der Serie I zur Umwandlung in Mark 
bei der Reichsbank zuſammen. 

Sobald die Reichsbank im Beſitz eines ge- 
wiſſen Betrages von Kaſſenſcheinen iſt, überſendet 
fie dieſe den betreffenden Ausgabebanken und cr- 
hält den entſprechenden Betrag in deutſchem Papier- 
geld, womit der Einlöſungspflicht Genüge getan iſt. 
Bei der Ueberſendung können dieſe Scheine gelocht 
werden, damit fie nicht wieder in den Verkehr ge- 
langen können. Die Emiſſionsbanken find zur Gin- 
löſung verpflichtet. 

Um die Bankkreiſe der in Betracht kommen⸗ 
den Länder für dieſe Kreditgewährung geneigt zu 
machen, iſt zweierlei erforderlich: es muß Gewinn 


erzielt werden, und es muß Sicherheit geleiſtet 
werden. 

Der Geſamtbetrag der von den einzelnen Bant- 
konſortien ausgegebenen internationalen Kaſſen— 


ſcheine ift daher von dem Deutſchen Reich, vielleicht 
auch unter Einſchiebung eines Konſortiums deutſcher 
Banken, mit 5% pro anno nach der Höhe des je⸗ 
weiligen Umlauf zu verzinſen. Außerdem erhalten 
die Ausgabebanken für ihre Arbeitsleiſtung uſw. 
eine gewiſſe Proviſion. Die Ausgabebanken ſind 
auch berechtigt, die Ausgabe mit einem Agio vor- 
zunehmen, das den emittierenden Banken verbleibt. 

Die von den Emiſſionsbanken vereinnahmten 
und bei ihnen — zum Zwecke der Einlöfung — 
verbleibenden Marknoten bieten unter den obwal⸗ 
tenden Umſtänden natürlich keine genügende Real- 
ſicherheit. Deutſchland wird daher zur Hergabe von 
Pfandobjekten bereit ſein müſſen. Welcher Art 
dieſe ſein werden, darüber wird eine Verſtän⸗ 
digung angeſtrebt werden müſſen. So könnte ſich 
beiſpielsweiſe Deutſchland mit Zuſtimmung der 
Wiedergutmachungskommiſſion verpflichten, für den 
Fall, daß bei Fälligkeit einer Serie weniger als 
drei Viertel der ausgegebenen Scheine eingelöſt ſind, 
gewiſſe Zölle bis zur völligen Einlöſung zu ver⸗ 
pfänden. Es muß auch von Deutſchland eine ge⸗ 
wiſſe Verpflichtung übernommen werden, kein neues 
Papiergeld auszugeben bzw. die Neuausgabe nicht 
ohne Genehmigung eines internationalen Kontroll⸗ 
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organs vorzunehmen. Vielleicht wird hierdurch eine 
Zeitlang eine gewiſſe Knappheit an Zahlungsmitteln 
entſtehen, weil eine nicht unerhebliche Menge Papier⸗ 
geld zum Zwecke des Umtauſches ins Ausland 
abwandern wird. Aber dieſe Mengen ſtrömen bei 
der Einlöſung der Kaſſenſcheine wieder an die Reihs- 
bank zurück. Zudem ſorgen die Steuern für den 
Zuſtrom von Geld in die öffentlichen Kaſſen. 


Das Steigen der Valuta muß ſinkende Preiſe 
und ſinkende Löhne zur Folge haben, was wiederum 
eine Einſchränkung des Papiergeldumlaufs her⸗ 
beiführt. Damit ſind die Vorausſetzungen für 
den wirtſchaftlichen Aufſtieg Deutſchlands gegeben. 
Es iſt Sache des deutſchen Volkes, durch Arbeit 
die Möglichkeit voll auszunutzen und den wirt⸗ 
ſchaftlichen Aufſtieg zur Erfüllung zu bringen. 


Revue der Preſſe. 


Die Zuſpitzung der wirtſchaftlichen Krifen- 
erſcheinungen, die nicht auf Deutſchland, wo die 
Beſſerung des Warkkurſes eine beſondere Volle 
ſpielt, beſchränkt bleiben, ſondern darüber hinaus 
einen internationalen Charakter annehmen, be⸗ 
herrſcht nach wie vor die Erörterung in die Wirt⸗ 
ſchaftspreſſe. Grundſätzlich äußert ſich über den 
Charakter der Kriſis Rudolf Hilferding in 
der „Freiheit“ (26. Mai) in einer Vorbemerkung 
zum Abdruck eines Vortrages über die Valutaent⸗ 
wicklung und die Urſachen der Kriſe. Inmitten 
eines ungeheuren Defizits der Volkswirtſchaft, eines 
allgemeinen Warenmangels erleben wir eine 


Kriſe der Aeberproduktion. 


Da nicht das geſellſchaftliche Bedürfnis, ſondern das 
Verwertungsſtreben des Kapitals in unſerer Wirt⸗ 
ſchaft über Ausmaß und Vichtung der Produktion 
entſcheidet, wird es möglich, daß in der Zeit größten 
Warenmangels die Waren unverkäuflich werden und 
die Produktion ins Stocken kommt. Eine wiſſen⸗ 
ſchaftliche Analyſe der gegenwärtigen Kriſe ift des⸗ 
halb ſehr ſchwierig, weil uns ſelbſt die wichtigſten 
Daten, die Ziffern über den auswärtigen Handel 
und über die Steuereingänge von der Regierung 
vorenthalten werden. Die gegenwärtige Kriſe er- 
innert aber durchaus an den früheren typpiſchen 
Kriſencharakter. Während die Kriſen der letzten 
Jahrzehnte vor allem die kapitaliſtiſch höchſt ent⸗ 
wickelten Zweige, alſo die Produktionsmittelindu⸗ 
ſtrien betrafen, ſind jetzt vorwiegend die Konſum⸗ 
mittelinduſtrien betroffen. Die Kriſe kündigte ſich 
in einer ſtarken Kreditanſpannung an und brach 
auf dem Warenmarkt als Abſatzkriſe aus, die raſch 
zu einer Einſchränkung der Produktion, namentlich 
in den Shub- Textil⸗ und Holzbearbeitungs⸗ 
induſtrien führte. In der letzten Zeit nimmt die 
Kriſe immer deutlicher internationalen Charakter an, 
unbekümmert um die Währungsverhältniſſe der 
einzelnen Länder, dies zeigt am beſten, daß ſie 
nicht allein aus den Geldverhältniſſen zu erklären, 
ſondern daß ihre letzte Urſache zu ſuchen iſt in der 
raſchen Verengerung des inneren Marktes, auf dem 
die Waren zu den hochgetriebenen Preiſen nicht 
mehr abzuſetzen find. — Im „Berliner Tage⸗ 
blatt“ (22. Mai) beſpricht Dr. Felix Pinner 
die Entwicklung der letzten Wochen als Prüfſtein 
für die Theorie der 


Anpaſſung der Inlandspreiſe an den Weltmarkt. 


Er weiſt darauf hin, daß das ſchwerwiegendſte Ar⸗ 
gument der Gegner dieſer Anpaſſung die Er⸗ 
wägung war, daß die Anpaſſung der Inlandspreiſe 
an den Weltmarkt das geſamte inländiſche Preiz- 
niveau jeglichen Schwankungen der Valuta un⸗ 
mittelbar widerſtandslos preisgeben müßte. Die 
Nichtigkeit dieſes Arguments iſt durch die beträcht⸗ 
liche Steigerung der deutſchen Valuta in ſo eklatanter 
Weiſe erwieſen, daß man ſagen kann, die Theorie 
von der Anpaſſung der Inlandspreiſe an den Welt⸗ 
markt habe ſich geradezu ſelbſt ad absurdum geführt. 
Die Verblüffung in den Kreiſen der Warenbeſitzer 
und Warenerzeuger über den Umſchlag der Valuta⸗ 
bewegung war zuerſt jo groß, daß ſelbſt die Be- 
teiligten ſolcher Induſtrien, die vorher den Welt- 
marktpreiſen bis zum letzten Pfennig gefolgt waren, 
ſich nun dagegen ſträubten, auf dieſe Weltmarkt⸗ 
preiſe herunterzugehen, nachdem dieje in Mark aug- 
gedrückt, weſentlich geſunken waren. Glücklicher⸗ 
weiſe waren es nur verhältnismäßig wenig In⸗ 
duſtrien, die bereits die völlige Anpaſſung an die 
Weltmarktpreiſe vollzogen hatten und infolgedeſſen 
von der Wucht des Preisſturzes unmittelbar erfaßt 
wurden. Wenn die „Angepaßtheit“ der Inlands- 
preiſe an die Weltmarktspreiſe zum maßgebenden 
Wirtſchaftsprinzip erhoben wird, verträgt auch ein 
nur zeitweiliges Hinausgehen der Inlandspreiſe 
über das Weltmarktniveau die Wirtſchaft unter 
keinen Umſtänden. Jede künſtliche, auf langſamen 
und ſyſtematiſchen Abbau der Preiſe und Löhne ge⸗ 
richtete Hochhaltung der Preiſe würde in dieſem 
Fall jeden Export mit einem Schlage unmöglich 
machen. Wird doch ſchon jetzt, wo die Export- 
prämie vieler noch nicht „angepaßter“ Induſtrien 
durch die Valutabeſſerung noch keineswegs auf⸗ 
gezehrt iſt, darüber geklagt, daß die Wettbewerbs⸗ 
fähigkeit der deutſchen Fabriken im Schwinden be⸗ 
griffen jei — In der „Voſſiſchen Zeitung“ 
(22. Mai) erörtert Juſtizrat Dr. Albert Pinner 
die Frage der Rückwirkung des Konjunkturum⸗ 
ſchwunges auf Vertragsverhältniſſe unter beſonderer 
Berückſichtigung der Klauſel 


„Freibleibend“. 


Pinner weiſt darauf hin, daß man nachdem früher 
den Lieferanten eine Befreiung von Vertragspflichten 
wegen Anerſchwinglichkeit der Leiſtung, die der Un- 


möglichkeit gleichſtehen, von den Gerichten zu⸗ 
erkannt worden iſt, nunmehr auch nicht den Grund⸗ 
ſatz, daß alle Annullierungen ſeitens der Käufer 
rechtlich unzuläſſig ſeien (ſtiehe Plutus S. 163), 
allgemein anerkennen könne. Der Grundſatz, daß, 
wenn durch Wandel der Verhältniſſe bei Inne⸗ 
haltung ſeiner Verpflichtungen der eine Vertrags⸗ 
teil wirtſchaftlich ruiniert werde, er berechtigt fei, 
vom Vertrage abzugehen, müſſe jetzt ebenſo auf die 
Käufer angewendet werden, wie er ja früher auf 
die Lieferanten angewendet wurde. Natürlich wer⸗ 
den die Gerichte jeden einzelnen Fall genau prüfen, 
ehe ſie noch weiter als es bisher geſchehen iſt, den 
Grundſatz der Unverletzlichkeit der Verträge durch⸗ 
löchern. Nun iſt es bei den großen RNiſiken, die 
der Lieferungsvertrag unter den unſicheren Ber- 
hältniſſen während und nach dem Kriege in ſich 
birgt, eine weitverbreitete Uebung geworden, die 
Klauſel „freibleibend“ den Verträgen einzufügen, 
um das Riſiko auf den Abnehmer abzuwälzen. 
Dieſe Klauſel iſt an ſich rechtlich zuläſſig. Das 
Bürgerliche Geſetzbuch geſtattet, daß Preis und Zeit 
von einem Vertragſchließenden beſtimmt werden 
kann. Nur darf dieſe Beſtimmung nicht völlig der 
Willkür des Gläubigers, ſondern muß ſeinem billigen 
Ermeſſen überlaſſen werden. Man wird alſo in 
jedem Falle unterſuchen müſſen, ob ſich der Lieferant 
vorbehalten hat, Preis und Zeit vollſtändig will⸗ 
kürlich zu beſtimmen. In dieſem Falle wäre der 
Vertrag mangels Beſtimmtheit hinfällig. Wo die 
allgemeine Klauſel „freibleibend“ ganz allgemein in 
Verbandsbedingungen enthalten oder Beſtätigungen 
aufgedruckt iſt, heißt ſie eigentlich nichts anderes, 
als daß der Lieferant jederzeit das Recht hat, zu 
erklären: „Die Beſtellung iſt für mich nicht bindend.“ 
Er iſt alſo in der Lage, wenn die Koſten der Her⸗ 
ſtellung ſteigen, einfach die Beſtellung zu ſtreichen, 
er hat demnach die Möglichkeit, auf Koſten des 
anderen zu ſpekulieren. Dieſe willkürliche, dem 
Abnehmer nur durch den Zwang der Verhältniſſe 
aufgebürdete Bedingung, die alles Niſiko auf den 
Abnehmer abwälzt, entſpricht nicht dem Geſetz. 
Ein gegenſeitiger Vertrag verlangt gegenſeitige Ver⸗ 
pflichtung. Es ergibt ſich alſo, daß die Nechts⸗ 
gültigkeit dieſer mit der Klauſel „freibleibend“ ver⸗ 
ſehenen Verträge, auf deren Anverletzlichkeit die 
Lieferanten heute pochen, durchaus zweifelhaft iſt. 
Der vernünftige Kaufmann wird in einem Falle, 
in dem durch unvorhergeſehene plötzliche Aenderung 
der Konjunktur ein großer Schaden entſtanden iſt, 
bei dem es zweifelhaft iſt, wer dieſen Schaden zu 
tragen hat und bei dem ſelbſt, wenn der Anſpruch 
durchgeſetzt wird, der Ruin des Gegners in vielen 
Fällen die Folge ſein wird, beſſer tun, ſich den 
Gang zum Richter zu ſparen und mit ſeinem Ab⸗ 
nehmer eine vernünftige Verſtändigung zu treffen, 
die den Schaden auf beide verteilt. — In der 
„Deutſchen Allgemeinen Zeitung“ (26. 
und 28. Mai) macht Profeſſor Dr. J. Fr. Schär 
im Anſchluß an eine eingehende Behandlung der 
internationalen Valutakriſis einen Vorſchlag zur 
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Sanierung durch den Völkerbund. 
Nur durch den ſolidaren Zuſammenſchluß der bisher 
feindlichen und neutralen Staaten wird es gelingen, 
den gemeinſamen Gefahren zu widerſtehen durch, 
Schaffung eines kreditfähigen Rehte- 
gebildes, das mit Erfolg nicht nur an alle 
privaten Perſonen Europas, ſondern auch an 
Amerika zu einem neuen Anlehen appellieren kann, 
aus dem die einzelnen notleidenden Staaten unter- 
ſtützt werden können, nach Maßgabe ihrer natür⸗ 
lichen Hilfsmittel. um dieſes Rechtsgebilde vor 
Treuebruch einzelner Staaten, ſei es durch Gewalt 
oder politiſche Umwälzungen ſicherzuſtellen, müßten 
die Verpflichtungen in jedem Staate in der Form. 
von Geſetzen oder Verfaſſungsbeſtimmungen feſt⸗ 
gelegt, beim Völkerbund hinterlegt und ihre Nicht⸗ 
erfüllung als Friedensbruch mit den durch den 
Völkerbundvertrag feſtgeſetzten Folgen beſtraft wer- 
den. Die Organiſation dieſes Inſtitutes als 
Zentral ank mit Filialen in jedem 
Staate wäre wie folgt durchzuführen: a) Es 
müßte ein neues, vom Papiergeld unabhängiges 
Rechnungsgeld, wie es im Mittelalter an ver- 
ſchiedenen Plätzen und bis in die Neuzeit noch in 
China beſteht, geſchaſſen werden, das zum Gold 
in einem beſtimmten Wertverhältniſſe ſtünde. (Bei- 
ſpielsweiſe eine RNechnungsmünze von 1 h 
feinem Gold.) b) Jeder Staat müßte die ſämt⸗ 
lichen Perſonen und Firmen, die ſich am Export 
und Import beteiligen, verpflichten, alle Redz 
nungen im Export- und Importgeſchäfte, die eine 
beſtimmte Minimalſumme überſteigen, durch die 
Organe der Zentralbank kontrollieren zu laſſen. 
e) Alle Zahlungen für Importwaren müßten in 
der Währung des neuen Nechnungsgeldes geſtellt 
und durch die Zentralbank vollzogen werden ſowie 
auch der Einzug der Forderungen für Exportwaren 
durch dieſes Inſtitut zu geſchehen hätte. d) Es 
müßte unter den verſchiedenen Filialen der einzelnen 
Staaten durch dieſe Hauptbank ein Abrechnungs⸗ 
ſyſtem, eine Art Clearing, organiſiert werden, wie 
es der Weltpoſtverein eingeführt hat, wo die Ab- 
rechnung des Geldverkehrs zwiſchen den Poſtver⸗ 
waltungen jedes Staates auch durch Clearing unter 
Oberleitung einer Hauptftelle auf Grund einer 
gemeinſamen Geldeinheit ſtattfindet. Durch ein 
ſolidariſches Zuſam men wirken der ſämtlichen europäi⸗ 
ſchen Staaten zu einer derartigen Hilfsaktion könnte 


dem wirtſchaftlichen Chaos, unter dem. Europa 
leidet, ein Ende bereitet werden. — Eine Warnung 
vor 

Gründerunſitten. 


ſpricht die „Berliner Morgenpoſt“ (30. Mai) 
aus. Sie gibt ein Nundſchreiben der Nufringwein⸗ 
kellereien Riedel & Furkel, Neuftadt (Haardt) wie⸗ 
der, in dem die Gründung des Unternehmens als 
Aktiengeſellſchaft angekündigt wird und in dem 
Lieferanten zur Uebernahme von Aktien aufgefordert 
werden mit dem Hinweis, daß bei der Vergebung 
von Lieferungen in Zukunft in allererſter Linie 
Aktionäre berückſichtigt werden ſollen. Sodann 


werden die neuzuſchaffenden Aktien wie folgt an⸗ 
geprieſen: „Die Rentabilität unſeres Unternehmens 
ſteht ganz außer Frage, ſo daß irgendwelches 
Riſiko von vornherein ausgeſchloſſen 
ijt. Die Ausgabe der Aktien erfolgt zum Pariz 
wert, ein Umſtand, der um fo mehr hervorzuheben 
iſt, als zurzeit eine lebhafte Nachfrage nach Indu⸗ 
ſtriepapieren jeder Art und damit eine erhebliche 
Wertſteigerung eingeſetzt hat.“ Offenbar wird hier 
bei der Unterbringung der Aktien auf ein kritik⸗ 
loſes Publikum gerechnet. Denn Unternehmungen, 
bei denen jedes Viſiko ausgeſchloſſen ift, find bisher 
noch nicht erfunden worden und die Wertſteigerungen 
alter Aktien infolge der Börſenkonjunktur geben 
allein ſicherlich keinen Maßſtab dafür ab, ob eine 
neugeſchaffene Aktie zum Pariwert billig ift oder nicht. 
Vor derartigen Aktienanpreiſungen muß beſonders 
gewarnt werden in einer Zeit, in der ſich weite, 
wenig geſchäftskundige Kreiſe an der Aktien- 
ſpekulation beteiligen. 


Umschau. 


Als ein Sympton für die ausser- 
ordentliche Arbeitsanspannung, die 
bei den Grossbanken herrscht, ist die ungewöhnliche 
Verspätung anzusprechen, mit der in diesem Jahre die 
Bankabschlüsse zur Veröffentlichung gelangen. Der Monat 
Mai ist zu Ende und es fehlen noch die Abschlüsse aller 
vier D-Banken. Beräcksichtigt man, dass zwischen der 
Abschlussveröffentlichung und der Ausschüttung der 
Dividende erfolgt, noch einige Wochen vergehen, so 
ergibt sich, für die Aktionäre gegenüber normalen 
Zeiten eine Verspätung im Dividendenbezug von 
reichlich einem Vierteljahr und bei einigen Banken 
scheint es noch nicht einmal sicher, dass die Divi- 
dende vor dem zweiten Quartalsende zur Auszahlung 
gelangen wird. Der einzige Trost für diese Verspätung 
besteht in der Tatsache, dass die Dividenden überall Er- 
höhungen erfahren. Der Abschluss der Mitteldeutschen 
Credit-Bank weicht in seinen typischen Ziffern von 
den bisher veröffentlichten nicht ab, Starke Steigerung 
des Bruttogewinns von 14 auf 25 Millionen Mark, geringere 
Steigerung des Reingewinns von 4,96 auf 5,77 Millionen 
Mark, Dividendenerhöhung von 7 auf 8%,. Effektenge- 
winne werden auch bei dieser Baok nicht ausgewiesen. 
Sie dienen inneren Rückstellungen, während die Mittel- 
deutsche Credit-Bank von Sonderzuweisungen an ihre 
offenen Reserven wieder absieht und aus dem erhöhten 
Gewinn lediglich eine besondere Ueberweisung von 
500000 Mark an die Wohlfahrtskasse vornimmt. In der 
Bilanz: auf der Passivseite das übliche Anschwellen der 
Kreditoren von 661 auf 1019 Millionen Mark. Auf der 
Aktivseite verteilt sich dieser Zuwachs ziemlich gleich- 
mässig auf die Anlage in Wechseln, d. h. im wesentlichen 
Schatzanweisungen (507 gegen 338 Millionen Mark) und 
auf die Debitoren (348 gegen 194 Millionen Mark). Die 
Mitteldeutsche Credit-Bank tritt als zweites Institut nach 
der Commerz- und Disconto-Bank mit dem Vorschlag einer 
Kapitalserhöhung hervor. Das Kapital soll von 
60 auf 90 Millionen Mark erhöht werden. Die neuen 


in. Bankbilanzen. 
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Aktien werden den Aktionären zum Kurse von 115% zum 
Bezuge angeboten, bei einem gegenwärtigen Börsenkurs 
von etwa 156%. Durch das Agio dieser jungen Aktien 
erfahren die offenen Reserven etne Stärkung um rund 
4½ Millionen Mark. In der Ziffer von Kapital und Re- 
serven überschreitet daun auch die Mitteldeutsche Credit- 
bank die 100-Millionen-Grenze, unter der eine Grossbank 
bei der eingetretenen Aufblähung aller Bilanzziffern nicht 
mehr gut bleiben kann. 


Als den Vorboten einer Kapitalserhöhung auch bei der 
Deutschen Bank kann man vielleicht die Meldung 
über angebahnte Fusions- Verhandlungen zwischen der 
Deutschen Bank und der Württembergischen Ver- 
einsbank in Stuttgart betrachten. Die Beziehungen 
zwischen den beiden Instituten sind alten Datums. Die 
Deutsche Bank ist durch Aktienbesitz au der Württem- 
bergischen Vereinsbank beteiligt und sie ist auch durch 
Herrn von Gwinner im Aufsichtsrat vertreten. Es würde 
eine Fortsetzung der in den letzten Jahren von dei Deut- 
schen Bank betriebenen Aufsaugungspolitik von Tochter- 
instituten in grader Linie bedeuten, wenn sie jetzt auch dieses 
süddeutsche Institut zur Filiale der Deutschen Bank zu 
machen strebt. Dass eine Kapitalserhöhung zur Durch- 
führung dieser Transaktion direkt nötig wäre, mag zweifel- 
haft sein, da die Deutsche Bank einen Teil des Aktien- 
kapitals von 40 Millionen Mark bereits besitzt. Wahr- 
scheinlich ist es aber, dass die Deutsche Bank gar nicht 
ungern die Gelegenheit benutzen wird, um ihr Eigen- 
kapital auch der Geldaufblähung aller Bilanzposten etwas 
anzupassen. 


Herr Rechtsanwalt Dr. Har s 

Fritz Abraham schreibt: 
„In meinem im 11. Heit des 
„Plutus“ S. 161 ff. veröffentlichten Aufsatz über den 
Rechtsschutz der Valutaschuldner hatte ich beklagt, dass 
die neuerdings erlassenen Verordnungen in keiner Weise 
die Interessen des kaufmännischen Mittelstandes berück- 
sichligen. Ich hatte vor allem eine Bestimmung vermiss!, 
die den Gläubiger einer Valutaforderung zwingt, vor 
Konkurseröffnung Vergleichsverhandlungen mit dem 
Schuldner zu pflegen. Dieser Rechtszustand hat sich durch 
die inzwischen erlassene Verordnungzum Schutze 
der Kriegsteilnehmer geändert. Nach dieser 
Verordnung ist das Recht der Kriegsteilnehmer, gegen- 
über Zwangsvollstreckungen Fristen zu beantragen, bis 
zum 1. Januar 1921 verlängert worden. In den Fällen, 
wo das Vollstreckungsgericht einen Aufschub der Zwangs- 
vollstreckung gewährt, muss es jedoch gleichzeitig einen 
Termin zum Versuch eines Vergleiches anberaumen. Kommt 
dieser Vergleich nicht zustande, so hat der Richter eine 
Frist festzusetzen, innerhalb der Zahlung zu erfolgen hat. 
Diese Frist darf nicht über den 1. Juli 1921 hinaus er- 
streckt werden. Diese Verordnung gewährt also dem 
verschuldeten Kriegsteilnehmer einen gewissen 
Rechtsschutz und sucht durch die Förderung einer Ver- 
ständigung dem Ausgleich der beiderseitigen Interessen 
zu dienen. Kann man sich insoweit mit den Tendenzen 
dieser Verordnung einverstanden erklären, so zeigt doch 


Der Rechtsschutz der 
Valutaschuldner. 
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auch sie gerade wieder die immer verhängnis- 
voller werdende Zersplitterung unserer 
Gesetzgebung nach einzelnen Ressorts. 
Es ist heute keineswegs mehr berechtigt, den Kriegs- 
teilnehmer in so erheblichem Umfange vor andern wirt- 
schaftlich bedrängten Personen zu berücksichtigen, viel- 
mehr wird es für die Aufgaben, die die Ueberwindung 
der bevorstehenden Wirtschaftskrise an den Juristen stellt, 
in der grossen Mehrzahl der Fälle sehr gleichgültig sein, 
ob der Hilfsbedürfiige vormals Kriegsteilnehmer war 
oder nicht. Insbesondere fehlt dem Auslande gegenüber 


jede Berechtigung, den Valutaschuldner um seiner 
Kriegsteilnahme willen zu bevorzugen. Völlig ver- 
fehlt und mit einer ungeheuren Verschwendung 


von Kapital und Arbeit verbunden ist schliesslich die 
Regelung, die gesonderte Vergleichsverhandlungen mit 
jedem einzelnen Gläubiger vorsieht. Es muss 
vielmehr ein einheitliches Verfahren ausgebaut 
werden, innerhalb dessen der Schuldner der Gesamtheit 
seiner Gläubiger gegenübertritt. Dass dies bisher nicht ge- 
schehen ist, ist — was einmal ausgesprochen werden muss — 
Schuld des Reichsjustizministeriums, dass in seiner 
Entschlussfähigkeit hinter der Initiative anderer Ministerien, 
insbesondere des Reichswirtschaftsministeriums, weit zu- 
rückbleibt und dem die Verantwortung zur Last fällt, wenn 
angesichts der drohenden Wirtschaftskrise es an einem sach- 
gemässen Ausbau der Geschäftsaufsichtsverordnung fehlt“. 


Seit Beendigung der Kriegs- 
handlung sind über 1½ Jahre 
vergangen, seit der Rati- 
fizierung des Friedens mehr als drei Monate, und immer 
noch hält es die deutsche Regierung für angebracht, die 
Statistik der Aussenbandelsbewegung der Oeffentlichkeit 
vorzuenthalten. Die Gründe für dieses Verfahren sind 
schlechterdings nicht mehr zu verstehen. Die Staaten um 
uns herum veröffentlichen die Ziffern des Handels mit 
Deutschland. Die Bewegung der Aussenhandelsziffern ist 
gerade in einer Zeit, in der die Erörterungen über handels- 
politische Massnahmen im Zusammenhange mit dem Valuta- 
problem von der grössten Bedeutung sind, von ganz be- 
sonderem Interesse. Gelegentlich erzählt einmal ein 
Minister in einer Öffentlichen Rede oder in irgend einer 
Kommissionssitzung etwas von den deutschen Aussen- 
handelsziffern, Man hört, dass seit Monaten die deutsche 
Ausfuhrziffer die Einfuhrziffer wesentlich übertreffen soll. 
Warum in aller Welt aber wird aus Ziffern, deren monat- 
liche Veröffentlichung früher Sitte war, immer noch ein 
Geheimnis gemacht, nachdem alle Gründe, die im Kriege 
für die Geheimhaltung dieser Ziffern sprachen, längst fort- 
gefallen sind? Dieses System ist, gleichviel ob die Ziffern im 
Augenblick günstig oder ungünstig aussehen, keinesfalls ge- 
eignet, Vertrauen im Ausland zu erwecken, und es ist durch- 
aus geeignet, die Klärung wirtschaftlicher Probleme, die 
wir dringend nötig gebrauchen, weiter zu erschweren. 
Es wäre denkbar, dass man die Veröffentlichung der 
Aussenhandelsstatistik deshalb scheut, weil man selbst 
davon überzeugt ist, dass sie einen Teil der irregulären 
Ein- und Ausfuhr nicht erfasst, Diese Erwägung könnte 
vielleicht einen Grund abgeben, bei der Bekanntgabe der 
Aussenhandelsstatistik auf die mutmasslichen Fehlerquellen 


fn. Die fehlende 
Aussenhandelsstatistik. 


erläuternd hinzuweisen. Keinesfalls kann sie aber die 
Verheimlichung der Zahlen rechtfertigen. Schon während 
des Krieges ist wiederholt darauf hingewiesen worden, 
dass eine Wirtschaft, die der Regelung bedarf, einen 
Ausbau der wirtschaftlichen Statistik, eine Ver- 
feinerung der Handelsstatistik, der Produktions- und Ver- 
brauchsstatistik bedarf. Inzwischen ist dieses Bedürfnis 
nur dringlicher geworden, die statistischen Publikationen 
bleiben aber noch immer zurück hinter dem Stand von 
1914. Das Reichswirtschaftsministerium und das Statistische 
Amt schulden der Oeffentlichkeit Rechenschaft für diese 
Unterlassungssünden. Wenn nicht eher Abhilfe geschaffen 
wird, wird der Reichswirtschaftsrat sich schleunigst bei 
seinem Zusammentritt mit dieser Hemmung der wirt- 
schaftlichen Durchleuchtung befassen müssen. 


Börse und Geldmarkt. 


Erst in den allerletzten Tagen vor Niederschrift dieser 
Zeilen ist die starke Aufwärtsbewegung der Mark zum 
Stillstand gekommen, die gegenüber den niedrigsten Februar- 
kursen den Wert der deutschen Zahlungsmittel im Aus- 
land wieder auf mehr als das Doppelte hinaufgetrieben 
hatte, Mit stärkster Sehnsucht hatte man bei uns das 
Ende der katastrophalen und die Stimmung im Lande 
auf das Tiefste deprimierenden Baisse herbeigewünscht, 
die die deutsche Mark zum fast völlig wertlosen Papier- 
fetzen gemacht halte. Aber als nun die Tendenz sich 
änderte, als der Kurs nach oben streble, da zeigte es 
sich, dass uns damit noch keineswegs der Schein eines 
besseren Zeitalters herangerückt war, dass im Gegenteil 
die weltwirtschaftliche und auch volkswirtschaftliche Situation 
eher noch weiter kompliziert worden war. 

Eine Mitwirkung an der Weltwirtschaft auf dem natür- 
lichen Wege der Ein- und Ausfuhr ist im allgemeinen 
nur dann in vernünftigem Masse möglich, wenn eine 
einigermassen stabile Valuta den Inlandskaufleuten eine 
verhältnismässig sichere Kalkulation für die Kosten der 
einzuführenden Rohstoffe und Materialien für die Zwecke 
seiner Fabrikation ermöglicht und auch der Auslands- 
kaufmann, der Ware einführt, der Rentabilität seines 
Exportgeschäftes sicher ist und nicht fürchten muss, durch 
stürmische Schwankungen in der Valuta des Landes, in 
der er nach Abnahme den Wert zu zahlen hat, um den 
Nutzen seines Geschäftes gebracht zu werden. Wie lag 
nun der Fall bei uns? Das Ausland hatte in der 
letzten Zeit bedeutende Geschäfte mit unserer Export- 
industrie getätigt und vielfach gingen in wichtigen 
Artikeln seine Anforderungen sehr weit über das deutsche 
Sicherungsvermögen hinaus. Diese Käufe wurden zum 
überwiegenden Teil aus den sehr bedeutenden im Ausland 
aufgestapelten und durch Ankäufe zu den letzten sehr 
niedrigen Kursen verbilligten Markbeständen bezahlt. 
Nur der sehr stark gefallene Preis der Mark im Auslande 
machte es möglich, die Produkte unserer Ausfuhrindustrie 
noch in diesem Umfange abzusetzen, denn die ständig 
sich im Inland erhöhenden Gestehungskosten aller Fabri- 
kate erhöhten die in Mark ausgedrückten Verkaufspreise 
unablässig. Nun kam die Markhausse. Ueberall stand 
man ihr mit einem gewissen Misstrauen gegenüber. 
Wohl glaubte man, dass die sehr niedrigen Februar- und 


Plutus-Merkfafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:“) 


Mittwoch, 
2. Juni 


Donnerstag, 
3. Juni 


Freitag, 
4, Juni 


Sonnabend, 
5. Juni 


Montag, 
7. Juni 


@.-V.: Mecklenburg- Strelitzsche Hypo- 
thekenbank, Höchster Farbwerke, Dort- 
munder Aktien-Brauerei, Ver. Kunst- 
seidefabriken, Emil Busch A.-G. Optische 
IndustrieRathenow, Werschen-Weissen- 
felser Akt.-Ges. — Schluss des Bezugs- 
rechts Bremer Jutespinnerei und Weberei, 
Schluss des Bezugsrechts Aktien Thü- 
ringer Gas-Gesellschaft. 


Ironage-Bericht, — Bankausweise London, 
Paris, — @.-V.: Bergmann Elektrizi- 
tätswerke, Maschinenfabrik tür Mühlen- 
bau vorm. Kapler, Leipziger Spitzenfabrik 
Barth & Co., Fahrzeugfabrik Eisenach. 
— Schluss des Bezugsrechts Dampf- 
schiffabrts - Gesellschaft Argo, Bezugs- 
rechts Aktien Patentpapierfabrik Penig. 


G. V. Dessauer Strassenbahn, Mühl- 
heimer Bergwerks-Verein, Eisenbahn- 
Rentenbank, Anhydat-Lederwerke, Carl 
Berg A.-G. Eveking, A.-G. für chemische 
Industrie Gelsenkirchen Schalke, Deut- 
sche Salpeterwerke Fölsch & Martin, 
Halberstadt-Blankenburger Eisenbahn, 
Rheinisch - Westfälisches Elektrizitäts- 
werk A.-G., Hermann Löhnert Brom- 
berger Maschinenbau-Anstalt, Tüllfabrik 
Flöha, Continental Caoutschuc-Com- 
pagnie und Guttaperchafabrik Hannover. 
— Schluss des Bezugsrechts Aktien 
Erste deutsche Feinjute-Garnspinnerei, 
Bezugsrechts C. A. Kahlbaum A.-G. 


Bankausweis New-York. — @.-V.! A.-G. 
für Anilinſabrikation, Kammerich Werke 
A.-G., Bazar A.-G., Akt.-Ges. für Strumpf- 
warenfabrikation vorm. Max Segall. — 
Schluss des Bezugsrechts Adler Deutsche 
Portland - Zementfabrik, Bezugsrechts 
Aktien Danziger Privataktienbank, Be- 
zugsrechts Alkaliwerke Ronnenberg, Be- 
zugsrechts Stettiner Kerzen- und Seifen- 
fabrik, Bezugsrechts Deutsche Spiegel- 
glasfabrik Freden. 


@.-V.: Gesellschaft für elektrische Unter- 
nehmungen, Deutsch - Ueberseeische 
Elektrizitäts - Gesellschaft, Wegelin & 
Hübner Maschinenfabrik und Eisen- 
giesserei, Maschinenfabrik Esslingen. 
— Schluss des Bezugsrechts Aktien 
Porzellanfabrik Ph. Rosenthal, Bezugs- 
rechts Chemische Fabrik vorm. Golden- 
berg, Geromont & Co., Bezugsrechts 
Hackethal Draht- und Kabelwerke. 


Dienstag, 
8. Juni 


Reichsbankausweis. — G. - V.: Daimler 
Motoren- Gesellschaft, Chemische Fabrik 
Griesheim-Elektron, Ludwig Löwe A.-G., 
Akt.-Ges. für Licht- und Kraftversorgung 
München, Eisengiesserei und Schloss- 
fabrik Velbert, Maschinenbau- A.-G. 
Starke & Hoffmann, Continentale Rhe- 
derei A.-G. Hamburg. — Schluss des 
Bezugsrechts Deutsche Eisenbahn- 
bedarf-A.-G. Weyer. 


1) Die Merktafel gibt dem Wertpapi i i ür i 
A Ir papierbesitzer über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 


Generalversammlungen, 


Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 


Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
Ereignisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 


lassen. 
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Mittwoch, 
9. Juni 


Donnerstag, 
10. Juni 


Freitag, 
11, Juni 


Sonnabend, 
12. Juni 


Montag, 
14. Juni 


Dienstag, 
15. Juni 


@.-V.: Rheinische Creditbank, Chemische 
Fabrik Milch A.-G., Kammgarnspinnerei 
Stöhr, Porzellanfabr. Ph. Rosenthal A.-G. 
— Schluss des Bezugsrechts Aktien 
Breitenburger Portland-Cemeutfabrik. 


Ironage-Bericht. — Bankausweise London, 
Paris. — G.- V.: Gladenbeck & Sohn 
Berlin, Aschipger A.-G. — Schluss 
des Bezugsrechts Metallwerke Unter- 
weser, Bezugsrechts Ver. Chemische 
Werke Charlottenburg, Bezugsrechis 
R. W. Dinnendahl A. G., Bezugsrechts 
Hannoversche Papier fabr. Alfeld Gronau, 
Bezugsrechts Lichtenberger. Wollſabrik. 


@.-V.: Schwarzburgische Landesbank, 
Köln-RottweilA.-G.,Franz Seiffert & Co., 
Lüdenscheider Metallwerke A.-G. vorm. 
Fischer & Basse, Kostheimer Cellulose- 
und Papierfabrik, Oppeln-Frauendorſer 
Portlaud-Cementwerke, Ver. Portland- 
Cement- und Kalkwerke Schimischow- 
Silesia-Oppeln. — Schluss des Bezugs- 
rechts Deutsche Abschalt-A.-G. der 
Limmer & Vorwobler Grubenfelder, 
Bezugsrechts Bochumer Verein für Berg- 
bau und Gussstahlfabrikation. 

Bankausweis New-York, — G. - V., Rhei- 
nisch-Westfäl. Sprengstoff-A.-G., Siege- 
ner Dynamitfabıik, Ver. Deutsche Petro- 
leum-Werke A.-G., Kollmar & Jourdan, 
Bergwerks-Ges. Dahlbusch, Schubert & 
Salzer Maschinenfabrik A.-G., Gebr. 
Böhler A.-G., Zuckerfabrik Alt-Jauer, 
Verein f. Zellstoffindustrie Dresden, Har- 
burger Eisen- u. Bronzewerke, Deutsche 
Gussstahlkugel- u. Maschinenfabrik A.-G. 
Schweinfurt. — Schluss des Bezugsrechts 
Düsseldorf. Ratinger Röhrenkesselfabrik, 
Bezugsrechts Akt.-Ges. f. Schrifigiesserei 
und Maschinenbau Offenbach, Aktien 
Stettiner Oderwerke. 


J. -, Bau-Verein Weissensee i. L., Nord- 
deutsche Steingutfabrik Grohn.— Schluss 
des Bezugsrechts Armaturen - u. Masch. 
Fabrik A.-G., J. A. Helpert Nürnberg, 
Bezugsrechts Württemb.Metallwarenfabr. 


Reichsbankausweis. — G. V. Mittel- 
deutsche Creditbank, Concordia Chem. 
Fabrik auf Aktien, Deutsche Dampf- 
schiffabrts-Ges. Hansa Bremen, Deutsche 
Schachtbau- A.-G., Braunschweigische 
Landeseisenbahn, Gebr. Schöndorff 
Düsseldorf, Ruscheweyh A.-G., Con- 
cordia Bergbau A.-G. — Schluss des 
Bezugsrechts Arenbergsche Bergbau- 
und Hüttenbetrieb-A.-G., Bezugsrechts 
A.-G. f. Bauausführungen, Bezugsrechts 
Aktien Berliner Holz- Comptoir, Bezugs- 
rechts Akt.-Ges. Jobann Jeserich. 

Ausserdem zu achten auf: 
Abschlüsse und Bilanzen der Gross- 
banken, Abschlüsse der chem. Fabriken. 

Verlosungen: 

5. Juni: 22/,% und 3% Credit foncier 
de France Komm.-Obl. (1879, 1880, 
1891), 3% Credit foncier de France 
Pfandbr. (1909), 2% Pariser 500 Fr. 
(1898), 3%, desgl. 300 Fr. (1912). 
10. Juni: 2%, Antwerpener 100 Fr. 
(1903). 14. Juni: 2½% Griechische 
Nationalbank Prämien-Anleihe (1904). 
15. Juni: 3% Credit foncier Egyplien 
Obl. (1886, 1903, 1911), Freiburger 
20 Fr. (1898), Holländische 15 Gld. 
(1904), 4% Pariser 500 Fr. (1865). 
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Märzkurse der Mark unverhältnismässig schlecht seien 
und in absehbarer Zeit eine die noch vorhandenen wirt- 
schaftlichen Kräfte Deutschlands zum Ausdruck bringende 
Aufwärtsbewegung erfolgen müsse. Aber gerade im 
gegenwärtigen Stadium, wo der Notenumlauf andauernd 
riesenhaft anschwoll, die Steuerfragen praktisch noch nicht 
mit Erfolg in Angriff genommen waren und ausserdem 
das Land, noch immer unter dem Druck der Befürch- 
tungen vor einer neuen, aus dem Machtwillen reaktionärer 
Militärkrreise geborenen, Gegenrevolution stehend, die 
schwere innerpolitische Belastungsprobe der Wahlen vor 
sich hat, schien eigentlich ein besonders stichhaltiger 
Grund für eine Markhausse nicht gegeben. 
kein Wunder, wenn hier vielfach die Ansicht vorherrscht, 
dass die ganze Aufwärtsbewegung von Amerika ausgegangen 
und im Interesse der amerikanisch en Industrien durchgeführt 
worden ist, die sich dadurch beunruhigt und beeinträchtigt 
fühlen, dass Deutschland trotz seiner gewaltig hohen Produk- 
tionskosten infolge des niedrigen Markkurses noch immer 
das Ventil des Exportes in solchem Masse offen hat. 
Natürlich ist diese Betrachtungsweise zum mindesten stark 
einseitig, Sie lässt ausser acht, dass doch auch auf jeden 
Fall andere Momente mitspielen, wie die börsentechnische 
Situation auf den internationalen Devisenmärkten, wo nun 
einmal leider die Mark das grösste Spekulationsobjekt 
noch immer ist, wie ferner das Stocken der Schmuggel- 
einfuhr und last not least das Zurückgehen der deutschen 
Nachfrage nach Rohstoffen im Ausland infolge der bei 
nns seit einiger Zeit herrschenden scharfen Absatzkrise. 


Soistes denn 


Alles in allem: unsere Situation ist heute so, dass die 
Senkung des Markkurses das Unmöglichwerden des Imports 
und die Steigerung der Markdevisenkurse das Versiegen 
des Exportes bedeutet. Immer so lange natürlich, als wir 
mit den jetzigen oder mit noch steigenden Produktions- 
kosten arbeiten. So kommt alles wieder und immer wieder 
auf die Produktionsfrage heraus: Hebung der Produktion 
bei gleichzeitiger Verbilligung der Kosten durch bessere 
und rationellere Ausnutzung des Produktionsapparates. 
Ein Mittel, das leicht verschrieben aber nur sehr schwer 
angewandt werden kann in einer Zeit, wo die wahnwitzige 
Preissteigerung der Lebensmittel die Arbeiter- und An- 
gestellten-Massen zu immer neuen Lohnforderungen treibt 
und wo unserem ganzen Wirtschaftsleben durch das ständige 
auf der Lauer liegen der Militär-Putschisten und der Links- 
fanatiker neue chaotische Erschütterungen drohen. 

Die Börse ist natürlich verstimmt. Die Kurse gleiten 
ständig zurück und 'man horcht etwas beengten Gemütes 
hinaus nach der Industrie, da von dort aus, wo die Absatz- 
krise ihre Kreise zieht, Meldungen von grossen Arbeiter- 
entlassungen kommen. Die Banken haben allerdings viel- 
fach sich schon gegen Eventualitäten geschützt. Wenn 
auch mit einer ziemlichen Dosis von Gefühlskälte, die 
nun einmal zum Geschäft gehört. Denn die Kredit- 
ıcsiriktionen, die sie sogleich vorgenommen haben, als 
illiquide gewordene Kunden in Bedrängnis kamen, haben so 
manchem, dessen Bäume noch vor wenigen Wochen in den 
Himmel zu wachsen schienen, Kopf und Kragen gekostet. 

- Justus. 


Mais Chicago ER 1793 1941), 
Kupfer, standard Lonion , . . . 1028 101% 
Kupfer, electrolyt London 112½ 113 
ness, er rE. 345½ 3041/4 
Lina eee er er = 477716 455/3 
e eee a 403/4 3885/8 
Aluminium London 165 165 
Quecksilber London . 251/ 24½ 
Weissblech London 75 75 
nes, 657½ 60 
Baumwolle loco New Vork 41.45 41,30 
Baumwolle loco Liverpool 2513 25,63 
SchmalzuChicago . .,. 2. 0...19,821/, 20,75 
Karee Nr. I NewpVork | 16°/, 
Petroleum stand white New York . | 2322 231), 


| 

195%), 1895/, 189 cts, per bushel 
998/3 881/4 933/4 -£ per ton 
113 108 106 E per ton 

296 | 26911, 274% -£ per ton 
46 45 448, -£ per ton 

41 393/4 39 £ per ton 

165 165 165 E per ton 
21½½ 21½ 208/4 -£ per Flasche 
74 74 74 sh /d per ton 
— 597% 59% | d per Unze 

42 40 40 cts. per Pfd. 
25,55 23,90 | 25 d per Pfd, 
20,12½ 21,15 | 20,18 | Doll. per 100 Pfd. 
163% 16% = 161/2 cts. per Pfd. 
23½ 2317, 23 cts. per Gallone 


Plutus-Archiv. 
Neue Eiteratur der Molßswirffehaft und des Rechts. 


Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders m 


besprechen. 


Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


(Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abieilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Betriebsrätegesetz nebst Wahlordnung und amt- 
lichen Mustern. Erläutert und mit einem Sachver- 
zeichnis versehen von Justizrat Heinrich Brandt von 
der Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände. 
Dritte, vermehrte und durchgesehene Auflage. Elsners 
Betriebsbücherei 8. Band. Berlin 1920. Otto Elsner 
Verlagsgesellschaft m. b. H. Preis 13.50. 


Einleitung. — Zusammenhängender Wortlaut des 
Betriebsrätegesetzes vom 4. Februar 1920. — Betriebsräte- 
gesetz nebst Erläuterungen. — Allgemeine Bestimmungen. — 
Aufbau der Betriebsvertretungen. — Aufgaben und Be- 
fugnisse der Betriebsvertretungen. — Entscheidung von 
Streitigkeiten. — Schutz- und Strafbestimmungen. — Aus- 
führungs- und Uebergangsbestimmungen. — Wahlordnung 


nebst amtlichen Mustern. — Preussische Verordnung zur 
Ausführung des Beiriebsrätegesetzes vom 8. März 1920. — 
Buchstaben geordnetes Sachverzeichnis. 


Selbstkostenberechnung und moderne Organisation 
von Maschinenfabriken. Von Herbert W. Hall, 
Dipl.-Ingenieur und Fabrik-Betriebsdirektor a.D. Zweite, 
wesentlich vermehrte Auflage. Mit 52 Figuren im 
Anhang. München und Berlin 1920. Druck und Verlag 
von R. Oldenbourg. Preis 24.—. 


Vorwort zur ersten Auflage. — Vorwort zur zweiten 
Auflage. — Die Grundzüge der Selbstkostenberechnung 
und der modernen Organisation. — Die Materialien. — 


Die Löhne. — Die Unkosten. — Die Kalkulation. 


Die allgemeine Umsatzsteuer. Ein Leitfaden für 
alle Gewerbetreibende und Umsatzsteuerpflichtige unter 
Berücksichtigung der Ausführungsbestimmungen des 
Reichsrates dargestellt von H. Weinbach, Regierungs- 
rat in Frankfurt a. M. Achtes bis zwölftes Tausend. 
Berlin 1920. Carl Heymanns Verlag. Preis # 2.—. 

Vorbemerkung. — Gegenstand der Steuer. — Ent- 
gelt. — Gewerbliche oder berufliche Tätigkeit — Ver- 
kauf beschlagnahmter Gegenstände. — Entnahme aus dem 
eigenen Betrieb. — Versteigerungen. — Ausnahmen von 
der Versteuerung. — Steuerbefreiungen. — Abwicklung 
mehrerer Umsatzgeschäfte. — Steuerberechnung. — Ver- 
steuerung nach Lieferungen. — Höhe der Steuer. — Ver- 
gütung für kinderreiche Familien. — Entrichtung der 

Steuer. — Abwälzung. — Anzeigepflicht. — Buchführung. 

— Steueraufsicht. — Steuerverrechnung und Veranlagungs- 


verfahren. — Rechtsmittel, Straf- und Uebergangs- 

bestimmungen. 

Alkoholismus, Tuberkulose und Geschlechts- 
krankheiten. Ein Beitrag zum Kampfe gegen die 


drei schlimmsten Volksseuchen. VonDr.med.H.Moeser. 
Januar 1920. XXXIX. Band. 4. Heft. Frankfurter 
zeitgemässe Broschüren. Gegründet von Paul Haffner, 
Johannes Janssen und E. Th. Thissen. Herausgegeben 
von Dr. Ernst Breit. Hamm-Westfalen 1920. Druck 
und Verlag von Breer & Thiemann. Preis des Bandes 
(12 Hefte) 4 6.—, mit Porto A 7.20, Einzelpreis das 
Heft 75 Pfennig. 


Die Grundlagen einer neuen Wirtschaftsordnung 
durch Festlegung des Wirkungskreises des 
Kapitalismus. Von Johannes Koop, Buer i. W. 
Zu beziehen gegen Einsendung von , 1.50 nur direkt 
vom Verfasser Joh. Koop in Buer i. W. 


Das rote Ungarn. Der Bolschewismus in Budapest. 
Von Eugen Szatmari. Leipzig 1920. Der Neue Geist, 
Dr. Peter Reinhold. Preis o% 8.—. 

Die wirtschaftliche und politische Lage Urgarns vor 
der Räteherrschaft. — Der 21. März. — Die Diktatur. des 
Proletariats. — Die Sozialisierung der Produktion. — Kirche 
und Schule. — Der erste Mai und der schwarze Freitag. 
— Der Kampf der roten Armee. — Literatur, Kunst, 
Theater. — Die Presse. — Sowjetverwaltung. — Die 
Aussenpolitik Bela Kuns. — Der Zusammenbruch der 
Produktion. — Die Gegenrevolution. — Die Terroristen. 
— Der Sturz der Räteherrschaft. — Schlusswort. 


Bicox & Co. Ein Roman der Zivilisation von Otto 
Pietsch. Berlin 1920. Verlag von Ullstein & Co. 
Preis geheftet oÆ 10.—, in Halbleinen c% 15.—. 

Versicherungs-Darlehen (Policedarlehen). Von Dr. phil. 
Johannes Illgen. Karlsruhe (Baden) 1920. Selbst- 
verlag des Verfassers (Karlsruhe, Waldstr. 42). Preis 
e 7.50 und 20%. 


Die Weltkriegsrevolution. Vorträge von E. Stadler. 
Leipzig 1920. Verlag von K. F. Koehler. Preis o% 12.—. 


Die Ursachen der russischen Märzrevolution. — Der 
Bolschewismus und seine Ueberwindung. — Bolschewis- 
mus und Wirtschaftsleben. — Der kommende Krieg. — 
Bolschewistische Weltrevolutionspläne. — Ist Spartakus 
besiegt? — Weltkrieg. — Welttragödie. — Weltbolsche- 
wismus. — Die Revolution und das alte Parteiwesen. — 
Der einzige Weg zum Weltfrieden. — Mein Aktions- 


programm. — Anarehischer Zusammenbruch oder soli- 
darischer Wiederaufbau. 


Aus der Werkschaft der deutschen Revolution. 
Von Emil Barth. Berlin 1920. A. Hoffmanns Verlag 
G. m. b. H. Preis c# 8.50. 

Vorwort des Verlages. — Vorwort des Verfassers. — 
Revolutionen werden gemacht! — Der Weltkrieg als Keim- 
bett der Revolution. — Die Revolutionswerkstatt. — Meine 
Tätigkeit als Volksbeauftragter der deutschen sozialistischen 
Republik. Der Vollzugsrat und die revolutionären 
Obleute. — Vom Dezember 1918 bis März 1919. — Vom 
März 1919 bis zum Versailler Friedensprotokoll. — Anhang. 


Deutschlands Hochseeflotte im Weltkrieg. Persön- 
liche Erinnerungen von Admiral Scheer, Dr. phil, et. 
jur. he. Mit zahlreichen Bildern und Kartenbeilagen. 
Berlin 1920, Druck und Verlag von August Scherl 
G. m. b. H. Preis #2 35.— gebunden. 

Vorwort. — Einleitung. — Die beiden ersten Kriegs- 
jahre bis zur Skagerrak-Schlacht. — Kriegsausbruch. — 
Stärkeverbältnis und strategische Lage. — In Erwartung 
des feindlichen Angriffs. — Englischer Einbruch in die 
deutsche Bucht. — Die Herbst- und Wintermonate des 
ersten Kriegsjahres. — Beschiessung von Soarborough und 
Hartlepool und das Kreuzergefecht an der Doggerbank. — 
Das Kriegsjahr 1915. — Vorbereitungen für erhöhte Flotten- 
tätigkeit. — Unternehmungen in die Hoofden mit Be- 
schiessung von Yarmouth und Lowestoft. — Von der 
Skagerrak - Schlacht bis zum uneingeschränkten U - Boot- 
Krieg. — Nach der Schlacht. — Luftschiffangriffe. — Der 
U-Boot-Krieg. — Die militärpolitische Bedeutung des U-Boot- 
Krieges. — Unsere U-Boote und ihre Kampfesweise. — 
Tätigkeit der Flotte im Zeichen des U-Boot- Krieges. 
Eroberung der baltischen Inseln und die Einnahme von 
Helsingfors. — Gefechte unserer leichten Streitkräfte und 
Flottenvorstoss an die norwegische Küste. — Die See- 
kriegsleitung. — Schlusswort. — Namen und Sachregister. — 
Verzeichnis der Kartenbeilagen. 

Gegen Reichsbodengesetz und Reichsnotopfer. 
Delegiertenversammlung vom 25. November 1919, Heft 
Nr. 35. Schriften des Schutzverbandes für Deutschen 
Grundbesitz (E. V.), Berlin. Herausgegeben vom Verbands- 
direktor Kaiserl. Präsident a. D. Dr. R. van der Borgth, 
Berlin 1920. Verlag des Schutzverbandes für Deutschen 
Grundbesitz (E. V.), Berlin W8, Taubenstr. 44/45. Preis 
l, 

Vorbemerkung. — Bericht über die Delegiertenver- 
sammlung vom 25. November 1919 in der Philharmonie 
zu Berlin. — SchriftlicheZustimmungserklärungen. — Ent- 
schliessung betreffend Reichsbodengesetz. — Entschliessung 
betreffend Reichsnotopfer. 

Die Reichsabgaben-Ordnung und das Gesetz über 
die Steuernachsicht (Generalpardon). Textaus- 
gabe mit Einleitung, Erläuterungen und Sachregister 
versehen von W. Beuck, Steuer-Syndikus des Vereins 
deutscher Eisen- und Stahlindustrieller (Nordd. Gruppe) 
Berlin. Elsners Betriebsrätebücherei, 5. Band Berlin 1920. 
Otto Elsner Verlagsgesellschaft G. m. b. H. Preis #2 12.50. 

Einführung. — Allgemeine Inhalts darstellung. — Text 
und Erläuterungen des Gesetzes. — Reichsabgabenordnung. 
— Behörden. — Besteuerung. — Sachliche Vorschriften. 
— Wertermittlung. — Ermittlung und Festsetzung der 
Steuer. — Rechtsmittel. — Beitreibung. — Strafrecht und 
Strafverfahren. — Verordnung zur Einführung der Reichs- 
abgabenordnung vom 18. Dezember 1919. — Gesetz über 
Steuernachsicht, — Anhang. 

Die Heckmannsche Betriebsgemeinschaft als Kern 
neuer Unternehmungsfomen. Von Robert Heck- 
manr, Werkleiter a.D. und Geschäftseinrichter. München 
und Berlin 1919. Druck und Verlag von R. Oldenbourg. 
Preis # 2.80. 

Einleitung, — Die Heckmannsche Betriebsgemeinschaft. 
— Anwendungsformen der Heckmannschen Betriebsge- 


meinschaft. — Inländische Marktgemeinschaften - Waren- 
häuser — Gruppenwirtschaft. — Industrielle Betriebsge- 
meinschaften. — Gemischt - wirtschaftliche Zukunftsunter- 
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nehmungen. — Ein neues kaufmännisches Hilfsgewerbe. — 

Schlusswort. — Anhang. 

Internationale Wirtschafts- und Finanzprobleme. 
Von Dr. G. Vissering, Präsident der „Niederländischen 
Bank“. Berlin und Leipzig 1920. Vereinigung wissen- 
schaftlicher Verleger Walter de Gruyter & Co., vorm. 
G. J. Göschen’sche Verlagsbuchhandlung — J. Guttentag 
Georg Reimer — Karl I. Trübner — Veit & Comp., 
Preis , 8.—. 

Einleitung. — Die Zerrüttung während des Krieges 
und nach seiner Beendigung. — Die Folgen der Zer- 
rüttung für die verschiedenen Schuldner- und Gläubiger- 
länder. — Mittel und Wege zum Wiederaufbau. — Inter- 
nationales Zusammenarbeiten unerläflich. — Ein inter- 
nationales Memorandum. 


Die wahren Ursachen unserer Wirtschafts- und 
Finanznot. Von Dr. Oscar Stillich, Dozent an der 
Humboldt-Hochschule in Berlin. Geist und Arbeit, 
Schriften zu Deutschlands Erneuerung. Berlin 1920, 
Zentralverlag m. b. H. Preis / 1.20. 

Ist die Revolution die Ursache des verlorenen Welt- 
krieges? — Die Wurzeln des gegenwärtigen Gütermangels. 
— Die Entstehung des Kriegsreichtums und sein Einfluß 
auf die Gesamtwirtschaft. — Die Verminderung unserer 
Leistungsfähigkeit. — Die Veränderungen in der Land- 
wirtschaft und ihre Rückwirkungen auf die Ernährung. — 
Unser Finanzelend als Folge schlechter Kriegsfinanzierung, 
— Die Geldentwertung und ihre Ursachen. 


Schulden, Steuern und Valuta. Von R. Ku czynski. 


Berlin 1920. Verlag Hans Robert Engelmann. 
Preis M 3.—. 
Kohlensäure und Pflanzenwachstum. von Prof. 


Dr. F. Bornemann, Privatdozent an der Landwirt- 
schaftlichen Hochschule zu Berlin. Mit 11 Text- 
abbildungen. Berlin 1920. Verlagsbuchhandlung 
Paul Parey. Preis o% 8.50. 

Geschichtliche Entwicklung der Erkenntnis vom Wesen 
der Assimilation. — Der Effekt der Assimilation bei 
höherem Kohlensäuregehalt der Luft. — Das Verhältnis 
zwischen Boden- und Lufternährung und ihr Einfluß auf 
das Wachstum. — Vegetationsversuche in freier Luft. — 
Der Boden als Kohlensäurequelle. 


Rückkehr zur Weltwirtschaft. Die Organisation der 
Weltwirtschaft auf sozialer und kontinentaler Grundlage. 
Von Adolf Günther, Professor an der Universität 
Berlin. München und Leipzig 1920. Verlag von 
Duncker & Humblot. Preis oÆ 8.—. 

Vorbemerkung. — Wesen, Ziele und Grenzen der 
weltwirtschaftlichen Organisation. — Die Gebiete der 
weltwirtschaftlichen Organisation. — Einzelaufgaben der 
weltwirtschaftlichen Organisation. — Schluß. 


Das Reichsnotopfer, zweiter Teil. Wege zum 
Wiederaufbau. Von Maxim Neumann (München), 
ehemaliger Generaldirektor der Steaua Romana in 
Bukarest. München und Leipzig 1920. Verlag von 
Duncker & Humblot. Preis A 2.— 


Das Sozialisierungsgesetz vom 23. März 1019 
und die gemeinwirtschaitlichen Bestimmungen 
der Verfassung des Deutschen Reichs vom 
11. August 1919 nebst Kohlen-, Kali- und Elek- 
trizitätswirtschafts-Gesetzgebung. Erläutert von 
Dr. Otto Reier, Rechtsanwalt und Notar in Hirsch- 
berg i. Sch. Berlin und Leipzig 1920. Vereinigung 
wissenschaftlicher Verleger Walter de Cruyter & Co. 
Guttentagsche Sammlung Nr. 141. Deutsche Reichs- 
gesetze, Textausgaben mit Anmerkungen. Preis AL 10.—. 

Das Sozialisierungsgesetz vom 23. III. 1919. — 


Cemeinwirischaft und Individualwirtschaft. — Allgemeiner 
Teil über die deutsche Gemeinwirischaft. — Besonderer 
Teil. über die deutsche Gemeinwirtschaft, — Einzelgesetze 


und Ausführungsbestimmungen. — Abkürzungen. — 
Chronologisches Verzeichnis der benutzten Gesetze. — 
Wortregister. 


Handels-Hochschule Berlin. Amtliches Verzeichnis 
der Vorlesungen und Uebungen. Sommer- 


semester 1920. Berlin. Vereinigung wissenschaft- 
licher Verleger. Preis , —.50. 

Zur Einführung. — Lehrkörper. — Institute und 
Seminare. — Vorlesungen und Uebungen. — Stunden- 
übersicht. 

Finanz- und Volks wirtschaftliche Zeitfragen. 


Herausgegeben von Geh.-Rat Professor Dr. Georg 
Schanz in Würzburg und Geh. Reg.-Rat Professor 
Dr. Julius Wolf in Berlin. 

64. Heft: Die Reste der russischen Volkswirtschaft. 
Von Dr. Bernhard Treuenfels, Charlottenburg- Berlin. 
Preis # 9.—. 

Einwirkungen des Krieges bis zur Revolution. — 
Nach der März-Revolution bis zum 7. November 1917. 
— Die Mittelmächte und die ukrainische Wirtschaft (1918). 
— Die Lage der russischen Volkswirtschaft im Jahre 1919. 

Heft 65: Katastrophenhausse und Geldentwertung. 
Von Dr. Moriz Dub, Wien. Preis # 3,60. 

Heft 66: Vorschläge zur künftigen Ausbildung der 
Reichssteuerbeamten. Von Prof. Dr. Ludwig Waldecker, 
Privatdozent für öffentliches Recht an der Universität 
Berlin. Preis , 3.—. 

Verlag von Ferdinand Enke in Stuttgart 1920. 


Lehren der Revolution. Zur Frage Reform oder 
Revolution. Von Geheimrat Prof. Dr. Siegmund 
Günther (München). München und Leipzig 1920. 
Verlag von Duncker & Humblot. Preis Æ 3.—. 


Versittlichung des Arbeitslebens. Wege zur 
Wiedererweckung der Berufsfreude und Arbeits- 
lust. Von Dr. Bruno Rauecker. München und 
Leipzig 1920. Verlag von Duncker & Humblot. Heft 3 
der Schriften der Ortsgruppe München der Gesellschaft 
für soziale Reform. Preis # 2.—. 


Sowietrussland und wir! Ist ein wirtschaftliches 
Abkommen mit Räterussland zurzeit erstrebens- 
wert? Von Dr. Roderich von Ungern-Sternberg. 
Berlin 1920. Verlag für Sozial wissenschaft, SW 68, 
Lindenstr. 114. Preis # 3.—. 


Prüfung und Kritik einer Bilanz im Warengeschäft. 
Durchgeführt an einem Beispiele der Praxis. 
Sechste, verbesserte Auflage. Von W. Heinzerling, 
M.-Gladbach. Berlin- Charlottenburg, Hans Th. Hoff- 
mann, Verlagsbuchhandlung. Preis # 1.—. 

Wiederaufbau oder Zusammenbruch? Von Leo 
Stahl. Sonderabdruck aus der Frankfurter Zeitung, 
Frankfurt a. Main 1920. Druck und Verlag der Frank- 
furter Societäts-Druckerei G. m. b. H. Preis #1. 


Betrachtungen eines Werktätigen. Blätter für 
deutsches Denken. Offene Worte an das 
deutsche Volk. Von Bavarius. Heft 1. Grainau- 
Garmisch. Verlag Carl Fr. Schmidt. Preis c# 2.—. 

Volkswille und Parteiwesen. Von Dr. E. Stadler. 
Leipzig 1920. Verlag von K. F. Koehler. Preis #2 —. 50. 

Geldwert, Geldentwertung und Proletariat. Valuta- 
fragen. Von Emil Barth. Berlin O 27. 1920. 
A. Hoffmanns Verlag. Preis 1, 80. 

Die Sozialisierung der Wasserwirtschaft in Sachsen. 
Von Edmund Fischer. Veröffentlichungen der 
sächsischen Landesstelle für Gemeinwirtschaft. Heft VII. 
Dresden 1920. v. Zahn & Jaensch, Preis AM 2.50. 

Die Aufgabe. — Reform des Wasserrechts. — Nutz- 


barmachurg der Wasserkräfte. — Trinkwasserversorgung. 
— Bedenturg der gesellschaftlich geregelten Wasserwirt- 
schaft für die Volksernährung. — Die Organisation der 
Wasserwirtschaft. 


Betrachtungen und Vorschläge zur Neuordnung 
des deutschen Verkehrswesens. Von Wirkl. Geh: 
Rat Dr. Hermann Kirchhoff. Berlin 1920. Verlag 
des Vereines deutscher Ingenieure. Preis M 3.—. 


Verantwortlich für den redaktionellen Tei Fritz Naphtali- Berlin. 


Anzeigen des Plutus. 


nm 


Essener Credit-Anstalt, Essen. 


Aktiva. Bilanz am 31. Dezember 1919. Passiva. 
£ e M. E 
Kasse, fremde Geldsorten, Kupons und Gut- Fr 50 0 Si nn oe 92 000 000— 
haben bei Noten- und Abrechnungsbanken | 68 535 191/08 ||| Reserven 
Wechsel und unverzinsliche Schatzanweisungen ||| Reservefonds I. . . „M. 19 000 000.— 
a) Wechsel u. unverzinsl. Schatzanweisungen Reservefonds II . . , 6415 000.— 
des Reiches und der Bundesstaaten 256 756 304/15 Konto-Korrent-Reserve . , 1 500 000.— 26 915 000— 
b) eigene Akzepte. . . e s 0 u n o — — Kreditoren Ze 
Nostroguthaben bei Banken und Bankfirmen . 41.417 915131 a) Nostroverpflichtungen s « 393 239115 
Reports u. Lombards gegen börsengäng. Wertpap. | 50 852 302/68 b) seitens der Kundschaft bei Dritten benutzte 
Vorschüsse auf Waren u. Warenverschiffungen — — Hens a ea aa a 208150 
Eigene Wertpapiere | c) Guthaben deutscher Banken u. Bankfirmen | 16 416 55027 
a) Anleihen u. verzinsliche Schatzanweisungen ! d) Einlagen auf provisionsfreier Rechnung 
des Reiches und der Bundesstaaten | 1. innerh. 7 Tagen fällig M. 136 768 455.69 
M. 17 905 358.59 2. darüber hinaus bis zu 
b) sonst. bei der Reichsbank 3 Monaten fällig. . » 11692 264.88 
u. and. Zentralnotenbank. | | 3. nach 3 Monaten fällig „ 65 617 380,95 [214 078 10152 
beleihbare Wertpapiere . » 1239 353.86 e) Sonstige Kreditoren 
c) sonst. börseng. Wertpap., 872 869.80 1. innerh. 7 Tagen fällig M. 270 472 921.98 
d) sonstige Wertpapiere. . » 815 330.35 | 20 832 912/10 9, darüber hinaus bis zu 
Konsortialbeteiligungen. . . . .» » 2. ] 3023709 02 3 Monaten fällig. . » 12533 255.68 
Dauernde Beteiligungen bei anderen Banken 3, nach 3 Monaten fällig „ 15 855 348.41 298 861 526007 
und Bankfirmen e 3 412 201/42 ||| Akzepte und Schecks u ern 10 617 682128 
Debitoren in laufender Rechnung Ausserdem: 
a) gedeckte . M. 84542 663.11 Aval- u. Bürgschaftsverpflicht. M. 73 545 093.94 
b) ungedeckte „ 138 000 844.83 222 543 50794 [ Für Rechnung des Reiches und der Reichsbank 
Ausserdem: übernommene Verbindlich keiten. 45 004 111085 
Aval- u. Bürgschaftsdebitoren M. 73 545 093.94 Rückständige Dividende... 54 063 — 
Forderungen an das Reich u. die Reichsbank aus Beamten-Unterstützungs fonds ] 1469 56545 
für Rechn. derselb. übern. Verbindlichkeiten g 45 004 11185 Albert-Müller-Stiftung” . . 2 „2. 2 66 478110 
Bankgebäude Eu er O: 5 501 16008 i|| Kriegsgewinnsteuer-Konto . s s s s oœ 942 000 — 
Sonstige Immobilien 50 941009 Talonsteuer-KOonttoooo ee. 505 800 — 
Effekten-Kto. des Beamten-Unterstützungsfonds] 1 358 772190 Reingewinn _11 964 703/48 
719 289 029|62 |}} 719 289 029|62 
Soll. Gewinn- und Verlust-Konto am 31. Dezember 1919. Haben. 
Ba ea Su Be — 
f M. Pf 
Allgemeine Unkosten, Gehälter und Ver- Nr d u ge la el a 1 738 639125 
gütungen an die Beamten [8575 02448 Zinsen aus Wechsel-, Effekten-, Konto-Korrent- 
Stefen 108 026 67 Verkehr einschl. Gewinn aus dauernden 
Abschreibung auf Bankgebäude 250 000 — Beteiligungen nach Abzug der auf Scheck- 
Abschreibung auf Konto-Korrent- Konto 230 000 — und Depositeneinlagen gezahlten Zinsen . 14128 449/25 
Reingewinn . J ee ge Er rt: 607 607/61 
Gewinnverwendung: BOOT ee er 29: 055 
Fonds für gemeinnützige Zwecke M. 30 000.— 
Beamten-Unterstützungsfonds . „ 100 000.— 
Rückstellung für Talonsteuer . „ 184 000.— 
9% Div. auf M. 92 000 000.— 
Aktienkapital. „ 8280 000.— 
Statutarische u. vertragsmässige 
Gewinnanteile an Aufsichtsrat 
u. Vorstand sowie Vergütungen 
an Ortsausschüssse . „ 1452 814.85 
Vortrag auf 1920 11917 888.63 
M. 11 964 703.48 Wr. 
24 103 754163 |) 24 103 754163 


Die Dividende für das Jahr 1919 ist auf 9% festgesetzt; die Auszahlung erfolgt vom 21. Mai aJ ab gegen Einlieferung 
des Dividendenscheines mit: M. 54.— für Nr. 8 der alten 200-Taler - Aktien mit Nr. biszu 30000, M. 108.— für Nr, 8 der 
1200-Mark-Aktien mit Nr. 30001—71 250, M. 108.— für Nr. 1 der 1200-Mark-Aktien mit Nr. 71 251—72 082, M. 108.— für 
Nr. 9 der 1200-Mark-Aktien mit Nr. 72083-—81 250, M. 108.— für Nr. 7 der 1200-Mark-Aktien mit Nr. 81 251—96 250, 
M. 108.— für Nr. 2 der 1200-Mark- Aktien mit Nr. 96 251—97 915, M. 180.— für Nr. 2 der 2000-Mark-Aktie mit Nr. 97916 bei 
unseren Kassen in Essen, Altenessen, Bocholt i. H., Bochum, Borbeek, Bottrop, Dorsten, Dorimund, anari D.-Ruhrort, 
Düsseldorf, Emmerich, Gelsenkirehen, Hamborn. Hattingen, Herne i. W., Homberg mana Iserlohn, Mülheim (Ruhr), Münster I. W., 
Oberhausen (Rbid.), Recklinghausen, Wanne, Wesel und Witten, sowie in Berlin bei der Deutsehen Bank, bei der Direction der 
Diseonio-Gesellsehäft, in Köln bei der Deutschen Bank Filiale Köln, in Düsseldorf bei Herrn C. U. Trinkaus, in Elberfeld bei der 
Bergiseh-Märkisehen Bank, Filiale der Deutschen Bank, in Hagen bei Herrn Ernst Isthaus, in Hannover bei der Hannoverschen Bank. 


Essen, den 20. Mai 1920. Essener Credit Anstalt, [2114 


NorddentscheWollkämmerein.Kammsarnspinnerei. 


Bilanz vom 31. Dezember 1919. 


Aktiva. 
Kassa- und Wechsel-Konto: 
Bestand am 31. Dezember 1919 
Grundstücke, Fabrikgebäude, Wasserkräfte, Eisen- 
bahnanlagen usw. in Delmenhorst, Neudek, Wien, 
Hamburg, Bahrenfeld, Reiherstieg, Nowawes, 
Fulda, Glücksbrunn, Eisenach, Langensalza, 
Mühlhausen in Thüringen, Kappel, Dresden, 
Argentinien und Urugua 
Aufwend. bis 31. Dez. 1918 M. 20 386 241.46 
ee e e TT 34 396.06 
M. 20 420 637.52 
Abschreib. bis 31. Dez. 1918 
M. 9 047 837.80 
Abschreib. 
für 1919 „ 739 666.61 
Beamten- und Arbeiter wohnungen, Kranken- 
häuser, Mädchen- und Jünglingsheime, Wöch- 


nerinnenheim, Säuglingsheim, Kindergärten, 
Badeanstalten, Wirtschaften, Konsumvereine, 
Bäckereien usw. in Delmenhorst, Neudek, 


Bahrenfeld, Glücksbrunn, Eisenach, Mühlhausen, 
Langensalza und Kappel 
Aufwend. bis 31. Dez. 1918 M. 4 403 093.98 
Zugang in 1919 6 262.67 
M. 4 409 356,65 
Abschreib.bis31.Dez.1918 
M. 2 302 591.98 


Abschreib. 
für 1919 „ 131 762.67 „ 2434 354.65 


Maschinen-Konto in allen Fabriken 
Aufwend. bis 31. Dez. 1918 M. 22 808 569.49 
Abgang in 1919 15 257.20 
M. 22 793 312.29 
Abschreib. bis 31. Dez. 1918 
M. 21 218 548,49 
Abschreib. 
be ee, 163 742.80 


„21 382 291.29 
Inventar-Konto in allen Fabriken 


Aufwend. bis 31. Dez. 1918 M. 1 871 112.58 
Abgang in 1919 . — 1.— 
M. 1 871 111.58 

Abschreib. bis 31. Dez. 1918 1 871 073.58 
38 Konten je M. 1.— = M. 38.— 


Konto für land wirtschaftliche Betriebe. . . » 

Material-Konto, Vorräte in allen Fabriken 

Darlehen-Konto, Darlehen auf Arbeiterhäuser 
gegen Hypothek 5 ý 5 

Patent- und Schutzmarken- KD: 5 

Feuerversicherungs-Konto, vorausbezahlte 
sicherungs- Prämien 

Effekten-Konto 

Konto für Beteiligungen. 5 

Vorräte v. Wolle u. Fabrikaten in allen Fabriken 

Debitoren- und Kreditoren-Konto, Debitoren 


Ver- 


Passiva. 
Aktien-Konto 2 
Reservefonds-Ronto 
Spezial-Reservefonds-Konto . 
Rückstellung zum Besten der Beamten u. Arbeiter 


M. 1 350 000.— 
Der Pensions-, Witwen- und Waisenkasse für 
Beamte u. Meister zugeschr. M. 1 350 000.— 


Rückstellung für allgemeine dem Wohle der Ar- 
beiter unserer Fabriken gewidmete Zwecke 
M. 1 500 000 — 
175 225.76 


in 1919 entnommen II 
Transport 


9 787 504.41 10 633 133011 


M. 


4713 823002 


1975 002 


1411021 


38I— 
479 262059 
1 184 951105 


192 435/25 
He 


204715 

6 993 930 
1 523 528 
70 606 064 
44 331 842 


144249749|25 
M. 

22 500 000 — 
4 000 000 
5 000 000 


31 500000 — 


M. Pt 
Transport 31 500 000|— 
Der Pensions- und Witwenkasse für die Arbeiter 
der Neudeker Fabrik zugeschr. M. 1 324 774.24 
Prioritäts-Anleihen-Konto M. 1 500 000. — r 
4% Anleihe von 1890 
M. 4 000 000.— 
bis 31. Dez. 1918 getilgt 
M. 1 920 000.— 
in 1919 getilgt 
M. 80 000. — M. 2 000 000.— M. 2 000 000.— 
4½ % Anleihe auf Neudek 
von 1895 M. 1 500 000.— 
bis 31. Dez. 1918 getilgt 
M. 570 000.— 
in 1919 getilgt 
M. 30 000. — M. 600 000. — M. 900 000.— | 2 900 000— 
4% nicht hypothekarisch ein- 
getragene Anleihe von 1906 M. 3 150 000.— 
bis 31. Dezember 1918 getilgt 
M. 1 670 500.— 
in 1919 getilgt, 203 300.— „ 1 873 800.— | 1276 200— 
4½ % Priozitäts-Anleihe auf die 
Fabrik in Eisenach. . M. 1 000 000.— 
bis 31. Dezember 1918 getilgt 
M. 547 000. — 
in 1919 getilgt, 55 500.— „ 602 500.— 397500 — 
Zinsen-Konto der Prioritäts- und anderen An- 
leihen, Vortrag à 2 50 079/20 
Unerhobene Zinsen der Anleihen x v. 1890 u. . 1895 3 256— 
Ausgeloste, nicht vorgekommene Anteilscheine 
der Anleihen von 1890 und 1895. . 3 000 — 
Unerhobere Dividenden . 23 330) — 
Tratten-Konto, laufende Wechsel-Akzepie . 13 464 546/48 
Unkosten-Konto, Vortrag . 169 813145 
Rückstell. für Zinsbogensteuer M. 129 750.— 
Zugang aus 1918 . . . on 60 000.— 189 750 — 
Unfallversicherungs-Konto, Vortrag auf 1920 91 000— 


Pensions-, Witwen- u, Waisen- 
kasse für Beamte u. Meister M. 571 476.27 
Zinsen u. Beiträge der Firma 55 838.77 
Zuschreib. von d. Rückst. zum 
Besten der Beamt. u. Arbeiter „ 1 350 000. — 


1 977 315.04 


M. 


ab gezahlte Pensionen 27 052.— 
Pensions- und Witwenkasse für 

d Arbeiter d.Neudeker Fabrik M. 410 584.35 

Zinsen und Beiträge 36 229.37 
Zuschreib. v.dem Fond für allgem. 

dem Wohle der Arbeiter uns, 

Fabriken gewidmete Zwecke „ 1324 774.24 


M. 1771 587.0 


ab Pensionen u. Rückzahl. „ 6 345.— 


Pensions- und Witwen- Kasse in Eisenach. 

Unterstützungsfonds in Glücksbrunn „von 
Weiss'sche Stiftung“ ` 6 

Unterstützungsfonds in Bahrenfeld i 

Stiftung des Herrn Martin Deetjen für das 
Krankenhaus in Delmenhorst 

Deliitoren- und Kreditoren-Konto, Kreditoren 

Gewinn- und Verlust-Konto, Reingewinn. 


1950 26304 


1765 24296 
20 2078 


96342 45 
5 700 — 


18 600 — 
74 839 177|66 
15 485 731003 


177249775 25 


Gewinn- und Verlust-Konto vom 3i. Dezember 1919. 


Verluste. 
Zinsen-Konto der ae und anderen An- 
leihen . 8 . M. 149 924.84 
Vortrag Au 10 S a 50 079.20 


er ———— 
Krankenkassen-Konio, Beiträge der Firma 


Alters- und Inyaliditäts-Versicherungs- KET 
Beiträge der Firma. Be er. 
aber 


Fortsetzung auf der 3. Umschlagseite. 


Druck von Pass & 


Garleb G. m. 


M. Pf 


200 80404 
138 889/52 


43 646|77 
383 340|33 


Verantwortlich für die Rubrik „Aus der Geschäftswelt“ und für den Inseratenteil Rose Louis, Neukölln 
b. H., Berlin W 57, Bülowstrasse 66. 


